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RUB Bochum 


Betrieb 3OPt. 
Laden 5OPt 


Betriebsrätewahlen 72: 


Die Weichen stellen! 


: bereits im März sollen sie 


Die Betriebsräte -Wahlen stehen vor der Ti 


und Chemiebetrieben über die Bühne gehen. Andere Bereiche, wie etwa ÖTV und Druck & 


Papier sollen bis spätestens Juni folgen. 


‚Außerhalb des Gesichtsfeldes der Arbeiter und Angestellten ist eine rege Geschäftigkeit 


festzustellen: da werden alte abgehalfterte SPD - Betriebsgruppen wieder auf Zack gebracht, 


treten, weil der Bundesrat seine 
Zustimmung verweigerte. Der 
Bundesrat. ist mehrheitlich von 


Perg 


Frühjahr’statefinden könnten. Das CDU/CSU -Leuten Pesetzt, die 
neue, vom-Bümdestag verabschie- versuchten, noch weitere Ver 
dete BVG "(Betriebsverfassungsge- schlechterungen- für..die, ‚Arbeiter 
setz] konnte nicht in Kraft im meuen BVG zu erzwingen. 


‚Dies hatte eine Verzögerung der 


Wahlen um Monate nach sich 
‚gezogen. 

Plötzlich wendete sich jedoch 
das. Blatt: 2 CDU-regierte Län- 


der.” nämlich Schleswig - Holstein 
und Rheinland - Pfalz, „stimmten. 
dem Regierungsentwurf zu. so 
daß das Gesetz den Bundesrat 
passieren konnte. SPD und CDU 
waren sich plötzlich einig, daß es 
sehr schnell gehen müßte. Dazu 
‚Arbeitsminister Arend: „Damit im 
Frühjahr 72 noch die Wahlen 
nach dem neuen Gesetz überall 
durchgezogen werden können. 


Die westdeutsche Kapitalisten- 
klasse wit in eine neue Phase 
politischer und wirtsch 
Expansion ein. Die alte Macht. 
'konstellation zwischen den kapitz. 
Iistischen und _imperialistischen 
Staaten zeigt deutliche Verschie- 
bungen. Die sog. Weltwährungs 
krise, d.h. der Zusammenbruch 
des alten Weltwährungssysters, ist 
dafür ein” deutlicher _ Ausdruck 
Der. Kampf um Neuaufteilung von 
Einflußsphären und Märkten zwi 
schen den kapitalistischen Stasten 
nimmt an Schräfe zu. 


‚ 


alt 


; 
£ 


| 


| 


H 


85 
Ei 


Die wesiseutschen Kapiaisten 
haben sich das Ziel gest, ih 
Vormachtstellung. in Viesteurops, 
vor "allem in der ENG, weier 
Suszubauen. So wollen se die 
Wirtschaftliche _ und _ politische 
Grundlage schaften, den Kampf 
um Märkte und Einflußsphären 
im internationalen Matstab noch 
Entschiedener führen zu können 
Dafür ist es unbedingt notwendig 
den bisher nur relativ schwach 
entwickelten Kapitzlexport Une 
Sitionen und Anlagen im Aus 


zu. können. um also 
besser als bisher gegen die inter. 
nationale Konkurrenz der anderen 
kapitalistischen Staaten durch 
setzen zu können. brauchen die 


westdeutschen Kapitalisten abso- 
Iute Ruhe an der „Heimatfront“ 
Fleißige Arbeiter, die nicht, auf- 
mucken, die nicht streiken, denen. 
man die Löhne kürzen kann, 
‚denen „gan „gas Arbeitsiempo 
verschärfen Kann USW. .. das Ist 
die entscheidende Voraussetzung 
für die westdeutschen Kapitali 
sten, um ihren internationalen 
Aufgatien gerecht werden zu 
können. Die Arbeiterklasse soll 
die Last für die Expansionsbestre- 
bungen der westdeutschen Kapita- 
(istenklasse_ tragen. Kriegsminister 
Schmidt. sagte dies sehr deutlich 
Wir müssen der Bevölkerung klar 
Sgen: mehr arbeiten, härter arbei 
, schneller arbeiten! 


türlich wissen die Kapitali- 
sten genau, daß die Arbeiter nicht 
bereit. sein werden, freiwillig den. 
Packesel zu spielen, daß sie sich, 
‚gegen weitere Verschärfung ihrer 
Ausbeutung und Unterdrückung 
wehren werden. Dagegen haben 
sich die Kapitalisten bereits um 
fassend abgesichert: Verbot von 
politischen und spontanen Streiks, 
Notstandsgesetze, Ausbau von Po- 
lizei, Bundesgrenzschutz und Heer 
sowie Zentralisierung dieser Unter. 
drückungsinstrumente, übungs 
mäßige Großeinsätze mit Schnell 
feuerwatfen und S 
obilmachungsübung 


plan- 
mäßiger Aufbau faschistischer Or- 


ganisstionen, Verbotsvorbereitun. 
n für kommunistische und radi 


kal - reformistische Organisationen 
usw. usw. 
dieser Kette von Unter- 


drückungsinstrumenten und - maß- 
nahmen, spielt das BVG für die 
Kapitalisten eine ganz besonders 
große Rolle: dieses reaktionäre 
Paragraphenwerk soll Betriebsr: 
und Belegschaft an die Interessen 
des_ Unternehmers und seinen. 
Profit ketten. Nun ist den Kapitz- 

jen natirlich bekanm, daß es 
mit einem Gesetz allein. nicht 
getan ist. Zu haufig ist es schon 
fortschrittlichen. Betriebsräten ge- 
Iungen, dieses Paragraphenwerk zu 
unterlaufen und für die Kollegen 
dabei etwas herauszuholen. Und 
die Kapitalisten. haben natürlich 
auch gemerkt, daß die Arbeiter 
kritischer geworden sind, daß se 
häufiger als früher bereit sind, für 


den Metall- | da sprechen Gewerkschafts-Sekretäre mit den Geschäftsleitungen 
durch, müde gewordene Betriebsratsfürsten erhalten neuen 
werden ausgemauschelt, um sie später den 
präsentieren usw. Man hat es offenbar jetzt sehr 


ihre Rechte gegebenenfalls auch 
zu ‚kämpfen. In dieser Situstion 
ist. es für die Kapialisten ent. 
scheidend, die Betriebsratsposten 
mit den „richtigen” Leuten zu 
besetzen. Die_Kapitalisten brau- 
(hen hier soiche Leute, die’ bereit 
sind, „zum Wohle des Betriebes” 
alle Maßnahmen der Geschäftsiei- 
tungen gegen die Arbeiter und 
‚Angestellten mit. ihrer Genehmi- 
gung und Unterschrift abzu- 
decken; die also ja sagen, wenn es 
für die Kapitalisten gilt, Kurzar- 
beit. einzuführen, Entlassungen 
vorzunehmen, _ Bandgeschwindig- 
keiten und Akkordstze zu erhö- 


Rüstungsminister Schmidt. fordert 
„Wir müsen vor allem in den 
Betrieben noch mehr Arbeit lei 
sten als bisher” und „Ein indirek- 
ter Prüfstein wird die Wahl der 
Betriebsräte nach dem neuen 
BVG im Frühjahr ... werden 
dabei muß die Basis für unseren 
Wahlerfolg. 1973 geschaffen wer- 
den, 


Äre nicht nur de SPD 
kümmert sich jetzt plötzlich um 
ihre „Zielgruppen Arbeiter und 
Angestellte” auch die CDU ent 
deckt plötzlich ihr Herz für die 
Arbeiter und Angestellten. So 
gründen die sog. „Sorialausschüs 
=” der CDU, die „Christich-De- 
Mokratische. "Arbeitnehmerschaft 
(CDA) im Ruhrgebiet „Christliche 
Bewiebagruppen” und verteilen 
„Schwarze Betrisbszeitungen”, wie 
bei Mannesmann - Hucklingen oder 
bei den Hossch - Hüttenwerken in 
Dortmund. Demagogisch greifen 
diese Zeitungen beiniebliche MIR 
Stände auf, beschwören gieichzei 
19 die Albeier, „den Arbeits 
frieden nicht zu stören”, betre 
den eine intensive Kommunisten 
Hetze und greifen die SPD-Pol 
ik an. Diese Dinge erinnern allzu 
danlich an die ‚Berriebszeilen 
Organisation” der NSDAP vor 
19%. die für die Faschisten als 
spezifische Walte zur Eroberung 
3 Arbeiterschaft” bezeichnet 
wurde. Wie seinerzeit den Nazis 
Jet es hasıe den CDU - Demago 


mit den 


gen darum, die Arbeiter als 
Stimmwieh. vor ihren reaktionären 
Karren zu spannen. Die CDA will 
besonders „den Kommunisten das. 
Wasser abgraben” und „die 
CDA-- Beiriebsräte unterstützen” 


Weder CDU noch SPD geht es 
darum, Interessen und Belange 
der. Arbeiter und Angestellen zu 
vertreten. Beide Parteien versu- 
hen nur. mehr Einfluß über die 
Arbeiter zu bekommen, versuchen 
möglichst viele Betriebsratsposten 
mit. hen Leuten zu besetzen, um 
© „Grundiage für ihren Wahler- 
folg” zu legen, 

Auf Betreiben der Kapitalisten, 
werden jeızt im Dunkeln bereits 
die Posten im Betriebsrat. verteilt, 
die Wihllisten fertiggestellt, be- 
kommen gewisse Taschenträger 
der den Auf- 
trag. sich forischrirtlich und 
kampferisch zu geben, um die 
Kollegen einzuwickein. So ge- 
schieht es gerade im letzter Zeit 
haufig, daß schon tot. geglaubte 
Betriebsräte plötzlich mit. radıka- 
lem Getöse auf Bewriebs- und 
Mingliederversammlungen auftau- 
chen. um den Arbeiter und 
Angestellten biauen Dunsz vorzu 


Schlich schon für uns getan hatt 


® 
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Nach längeren Kämpfen haben im Dezember indische 
Truppen *Ostpakistan besetzt. Eine Resolution der 


UN - Vollversammlung vom 8. Dezember, die mit 104 
gegen 11 Stimmen sofortigen Waffenstillstand und 
Rückzug hinter die jeweiligen Grenzen forderte, wurde 
von Indien abgelehnt. 


Das eroberte. Ostpakistan wurde von Indien zur 
selbständigen“ Republik Bangla Desch erklärt. Bangla 
Desch soll wirtschaftlich und politisch von Indien 
abhängig werden. Indische Truppen sollen „vorerst” im 
besetzten Ostpakistan bleiben. 


Der indische General Nagra mit Offizieren 
beim Einmarsch in Ostpakistan 


Da: Govier dor heutigen Ststen Pakisten und Indien wurde 
Zwischen 1700. und 1820 wem. britischen Kolonilimus 
unterworfen. Der britische Kolonllismus beutete dieses rise 
Gebiet aus, während er gleichzeitig die Entsthung einer eenen 
industrie in diesem Geblet fast wäll verhinderte, Zur 
‚Absicherung Ihrer Herrschaft schürten die Kolonllherren religiöse 
Gegensätze, vor allam zwischen Hindus und Mohamedanern. 


Als dieses Gebiet 1947 unabhängig wurde, entstand der 
Hindu-Stast Indien und der mohamedanische Staat Pakistan. 
Pakistan bestand aus zwei getrennten Landesteilen, nämlich dem 
Westen mit heute 88 Mio, Einwohnern und dem Osten, der zu 
‚den. am dichtesten besiedelten Gebieten der Erde gehört und 72. 
Mio, Einerohger_ hat. Zwischen. beiden Landestilen beträgt die. 
Entfernung faät 2000 km. 


Indien und Pakistan haben eine ähnliche wirtschaftliche und 
geellschafuliche Struktur. Beide Lönder sind nur in. geringem 
Srod. industiliiert. Die Mehrheit der Bevölkerung arbeitet: In 
(der Landwirtschaft, 

Die politische Macht 
und Größgrundbesitzern, 


Indien und Pakistan gehören zu den ärmkten Ländern der 
Welt, "gemessen am Lebensstandard ‚der Bevölkerung. Beide 
Länder sind erheblich verschuldet. Den stärksten wirtschaftlichen 
Einfluß. üben in beiden Ländern die USA, Großbritannien und 
die Bundesrepublik aus, jedoch. ist Indien’ dansben auch. stark 
vom sowjetischen Kapital abhängig 


Die BRD ist nach den USA der gräßte Gläubiger 


(Kredit -Geber) Indiens und Pakistans — nämlich mit über 5 
Mrd. Mark an Indien und über 2 Mrd. Mark an Pakistar. 


jeot in den Händen van Großkapit 


Neben diesen stastlichen Krediten (,„Entwicklungshife”) ist in 
erheblichen Maß. auch Geld der westdeutschen Privatwirtschait 
in Indien und Pakistan investiert, Es orfolgt dies im allgemeinen 
durch sogenannte „joint ventures”, dh, gemeinsame Unterneh: 
men einheimischer und ausländischer Kapitalisten. Die BRD 
nimmt dabei in. Indieh nach Großbritannien und den USA den 
driten Platz ein. In diesem Geschäft sind u.a: die Farbwierke 
Hoschst, Siemens und Robert Bosch GmbH aktiv. In noch 
höherem Maße ist der BRD - Imperisitmus an der Ausplünderung 
Pakistans beteiligt. 


Ihn una Pakistn und weigehend vor .den Imperia 
schen Ländern sbhäna. di herschanden Klasn boicr Länder 
Sind aber bemüht, dies Abhängigkeiten zu iockerm, um Ihre 
gene wirtschaftliche und politische Stellung zu verbesum 


Pakistan, das seit 1955 Mitglied des aggressiven SEATO - Pak- 
tes ist, sucht die Lösung aus diesem Pakt, Pakistan hat sich alt 
einziges SEATO - Land nicht mit eigenen Truppen am US - Krieg 
in. Vietnam beteiligt, sondern hat diesen Kris im Gegenteil 
mehrmals verurteilt. Anderergoits ist Pakistan von der SEATO 
nicht gegen die indische Aggression vom Dezember unterstützt 
worden. Pakistan bemüht sich um gutnachbarliche Beziehungen, 
zur VR China, von der es wirtschaftliche Hilfe erhält 


Indien verstärkt seine Bindungen an die Sowjetunion. mit der 
s sait August 71 einen Miltär-Pakt Nat und. von der es 
militärisch zum Krieg gegen Pakistan ausgerüstet worden ist. In 
er Stahlproduktion, Elektrizitätzerzeugung und den Erdölraffine 
Fian Indiens titt sowietisches Kapital als ernsthafter Konkurrent 
des US- britischen und BRD - Imperialismus auf 


Hinter: der Annaktion Ostpakistans durch Indien steht auch 
des. globale Ringen der imperisistischen Mächte. um. die. 
Verteilung. von „Einfiußzonen”, vor allem. zwischen den USA 
und der Sowjetunion. 


‚Der Dezember - Krieg: war der dritte "Krieg, zwischen. Indien 
und Pakistan. Die herrschenden Kiassen Indiens betreiben seit 
der Unabhängigkeit. 1947 eine expansionisische. aggressive 
Autenpoiitik 


Indien besetzt 0 


Der ersten Krieg gegen Pakistan fühnen die herrschenden. 
Kiasen Indiens 1048, um sich das Gebiet von Kaschmir, nrich 
von Indien, zu unterwerfen, Die Bevölkerung Kaschmirs it zu 
80 % mohamedanisch, jedach wer der damalige Landestürs ein 
Hindu, der das Land im Wiersuch zum Wilen der 
Bevölkerung on Indien enschlielen wollte. 1947 brachen deshals 
Aufstände in Kaschmir aus. Der Fürst ref indischen Truppen zu 
Hilfe, die nach Kaschmir einmarschlerten und ein Bluıbad unter 
(der Bevölkerung anwichteten. Daraufhin entsandte Pakistan 
seinaraits Truppen nach Kaschmir 


Der UNO -Sicherheitsrat schaltete sich ein und schlug vor, 
nach Abzug der indischen und pakistanischen Truppen eine 
Volksabstimmung in Kaschmir durchzuführen. Diesen Vorschlag 
akzeptierte Pakistan, Indien jedoch nicht. Ein Kompromiß wurde, 
vereinbart, der die Teilung Kaschmirs bis zu einer Volksebstim- 
Mung vorsah, 


Die indischen Expansionisten begannen jedoch widerrechtlich, 
ihren Teil Kaschmirs an Indien anzuglisdern. Deshalb kam es 
1953 erneut zu Aufständen gegen die indischen Besatzungstrup- 
pen. 1957 wurde der besetzte Teil Kaschmirs gegen den Protest 
der UNO offiziell an Indien angeschlossen, 

1965 brach ein neuer Aufstand jn Kaschmir aus. Es bildete 
sich eine Guerilla - Armes, die den indischen Besstzern schwer zu 
schaffen machte. Indien erklärte Pakistan für die „Unruhen“ 
verantwortlich. Indische Truppen überfielen Pakistan, jedoch 
ohne nennenswerten Erfolg, Die Kämpfe wurden nach etwa 
einem Monat eingestellt 


Zuischenzeitich hatten die indischen Expansioninen 1062 
einen Angel auf die chinesische Himalaya „Grenze unternam 
men. Dart weren sie aber von den Truppen der <hinssichen 
Volkafrelungermes in die Flucht geschlagen worden. 


Im Dezember 1971 bot der ungelöste Konflikt in Ostpakistan 
‚den herrschenden Klassen Indiens erneut Anlad zum Krieg 


Osıpakistan wird von den Bengalen bewohnt, die mit der 
Bevölkerung Westpakistans nur ihre Zugehörigkeit zum mohame. 
danischen Glauben gemeinsam haben, 


Das bergalische. Volk Iebt im Gebiet des Ganges - Deits, und 
zwar 72 Mio. Bengalen in Ostpakistan und 47 Mio. in Indien. 


Bengalen wer das erste Gebiet Indiens, in das der britische 
Kolonialismus eindrang. Hauptprodukt Bengalens war zunächst 
ss Rauschgift Opium, das die britischen Kolanialisten ale 
Tauschware im China,- Handel, benutzten, ‚Als ‚China die Einfuhr 
von“ Oplum verbot. erzwang Greübritannien in zwei Opium 

Kriegen 1839 — 42 und 1857 — 60 die. „Freiheit des. Handels 

mit dem Iebenszerstörenden Gift 


Später wurde Bengalen zum Produzenten von Holz 
Baumwolle und vor allem Jute (eine Pflanzenfaser). Bengaien ist 


der größte June- Produzent der Welt. Die June wurde im Gebiet 
um Kalkutta verarbeitet und von dort per Schif exportiert. Der 
Rohstoff kam also aus Ostbengalen. während die verarbeitende 
Industrie sich _worwiegeng in Westbengsien befand. Die 
Bevölkerung in Westbengalen ist vorwiegend. hinduistisch, in 
Ostbergalen dagegen mohamsdanisch. 1947 wurde Bengalen 
deshalb unter Indien und Pakistan aufgekilt. 


Damit wurde ie genachsene wirtschaftliche Einheit 
Bengaiens aufgehoben. Die Rohstoffe Osthengalens gingen nun 
jicht mehr in die verarbeitende Industrie um Kalkutta, sondern 
wurden nach Westpakistan gebracht bzw. von den herrschenden 
Klassen Wesipakistans auspebeuter. Die Profite aus dem Export 
von Jute — Pakistans wichtigstem Exportrtikei — wurden 
(Derwiegend im westlichen Landestil angelegt. Ebenso ging die 
„Entwicklungshilfe" in erster Linie aı Westpakistan. 


Die Ausplünderung durch die herrschenden Klassen Westos- 
kistans rief den Widerstand des Volkes von Ostpengalen hervor. 


stpakistan 


Dies führte zum Wahlsieg der Amami - Lie bei der Wahlen im 
Dezember 70. 


D- Anami- ugs wor eine Partei der Bowgeoise und den 
Kieinbirgertums von Ospakitan. die die Vorherrschaft des 
westlichen Landesteils abschötten wollten. um die Ausbestung, 
Ostbenguiens auf eigene Rechnung zu betreiben 


Die Awami - Liga erreichte durch ein demegogisches Wäahlore- 
gramm im Dezember 70. 167 von 169 möglichen Sitzen in 
Ostpakistan und damit die absolute Mehrheit der 313 Size im 
der pakistanischen | Nationslverssmmlung. Die herrschenden. 
Klassen Westpakistand, die schon zeit März 69 mit Hilfe einer 
Miliäediktatur regierten, waren jedoch nicht bereit, des 
Wahlergebnis zu akzeptieren. In Ostpakistan aubrechende 
Aufstände wurden won westpakistanischem Militär brutal 
unterdrückt. Die bürgerlichen Führer der Amsmi- Liga machten. 
sich aus dem Staube und gründeten in Indien eine „Exilregierung, 
Bangla Desch”, Mehrere Millionen Bengalen, zu 30-@0% 
Hindus, fiohen nach Indien. 

Indiens Regierung machte sich zum Fürsfecher für das 
‚Selostbestimmungsrecht des Volkes von Bangis Desch” und. 
forderte Pakistan zum Abzug aus dem östlichen Landesteil auf. 
Hierin wurde es unterstützt von der Sowjetunion, die mit dem. 
Miltörpakt vom August volle Unterstützung für die Aggresion 
‚gegen Pakistan zusicherte. 


Die indischen Expansionisten sind keine sehr gisubwürdigem 
Vertreter des ‚Seibstbestimmungsrechts. Sie, verweigern die won 
der UNO geforderte Volksabstimmung in Kaschmir und Karen 
Ausrottungskriege gegen nationale Minderheiten wie etwa die 
Nagas und Mizos in Nordindien. Die indischen Expansionisten, 
Teden vom  „feien” Bengalen stets mur mit Bezug au 
Osıbengalen, nicht aber von Wesibengslen. das einen Teil Indiens. 
bildet. In Westbengalen unterörückt die ingische Megierung die 
anwschsende revolutionäre Bauernbewegung, die mit Badenbe- 
Schlagnahme und bewatfnetem Kampf antwortet. Sie unterdrückt 
die Kämpfe des westbengalischen Proletarists. wor allem in und, 
um Kalkutta, mit blutigem Terror. 

Es ist klar, daß. Indien Ostpaklstan nicht besetzt hat, um 
dem Volk zu seinem. Salstbestimmungsrecht zu werfen, 
sondern um einen Staat unter indischer. Vorherrschaft zu 
schaffen. Ob Indien die Truppen innerhalb eines han Jahres 
abziehen wird, ist sehr zu bezweifeln — wenn man 2... des 
Verhalten der indischen Expansionisten gegenüber Kaschmir 
betrachtet. Die indische. Rlegierung ‚hat zunichst erklärt, mi 
diesen Truppen, More, der _Anami.Liga = 
Minderheiten in Osakisun Verhindern zu wollen. beewischen =. 
es schon zu Massenmorden u.a. am den Bir gekmmen kiss 
sind Mohamedäner, die bei der Teilung 1947 aus Indien Asch, 
Ostpakistan flohen) und. Indien hat sich „außerssande” enkä, 
diese Morde zu verhindern. 

Wozu aber dann die anhaltende Besetzung dis. „S 


"Freiheit" wie die Imperialisten sie verstehen. 


Ostbengaien durch mische Truppen?“ Um die Herrschaft Inder, 
in Osıpakistan aufrachtzuerhaiten und zu ersartende reuaiunio- 
re Kämpfe des Volkes von Bangia Dasch zu untersrücken. 


forisutig st es den insschen Erpansisnissen zeigen, in 


Dee Amami Liga hat eine Marianen. Ragimung Indiens 
Aründer. Es wird versucht, die in oubenguien emmmandenen 
Guerisa-Steikräfte zu entmafinen. Akı Kanonenfutter gegen 
Westpakistan waren sie gerade recht — jet aber mind 
befüscheet, daß. se dire Waften gegen che infschen Besstzer und 
deren Marionetten - Regierung werden können. 

Der Freineiskamgt der Vom ie mir der 


De Frebeizkumgt” des benguichen Vokes iu m de 
3e: Manonerten_Stauner Des vier Ben 
Er rar gease 
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Fast 2000 Menschen folgten am 
H1.Dezember dem Aufruf eines 
antifaschistischem  Aktionsbünd- 
nisses zu einer Protestdemonstra- 
tion gegen den Strauß - Auftritt 
auf einem Kripo-Kongreß in 
Hamburg (siche auch nebenstehen- 
den Bericht). 


[m Kampf gegen die faschisti 
sche Gefahr ist das gemeinsame 
und einheitliche Handeln der 
‚Arbeiter und aller demokratischen 
Kräfte unbedingt erforderlich. 
Nicht zurückweichen, sondern ak 
lem Angriffen des Kapitals ent- 
schlossen entgegentreten — anders 
können wir unsere Lebensrechte 
nicht verteidigen. Als es am 
19. Oktober letzten Jahres darum 
‚ging, eine Kundgebung der NPD 
zu "verhindern, zeigten bereits 
viele Hamburger ihre Entschlos- 
senheit in diesem Kampf und 
würden durch den Erfolg. ihrer 
Aktion auch weiter darin gestärkt. 
Zur Demonstration am 11.De- 
‚zember hatte sich das antifaschi- 
stische Aktionsbündnis dann 
schon um einige Gruppen erwei- 
tert. 


Die DKP allerdings, von der 
viele ein konsequentes Auftreten 
im. antifaschistischen Kampf er- 
warten, sagte wieder einmal nein 
zum gemeinsamen Handeln. An- 
stelle der Notwendigkeit dieses 
‚gemeinsamen Handelns, das jedem 
klassenbewußten “Arbeiter eine 
‚Selbstverstündlichkeit ist, tritt bei 
der DKP immer deutlicher ihre 
‚parteibornierte Haltung. Ihre Stu- 
‚dentenorganisation MSB führte an 
der Universität einen wahren 
Biertanz auf, "um dies zu recht- 
fertigen. In einem Flugblatt 
schrieb der MSB schlichtweg, daß 
es falsch sei, gegen Strauß auf die 
Straße zu gehen! Alternativ hatte 
die „Demokratische Aktion 
(DA)", " ein politisch untätiges 
‚Aktionsbündnis im Fahrwasser der 
DKP, wenigstens noch eine Dis- 
kussionsveranstaltung gegen den 
Strauß - Auftritt geplant. Aber 
auch diese wurde dann sang - und 
klanglos fallengelassen. 


Es ist offensichtlich, daß eine 
derartige Politik der Unentschlos- 
senheit und des Zurückweichens 
die Wiederholung alter Fehler 
bedeutet, die schon vor 1933 in 
Deutschland das Aufkommen des 
Faschismus begünstigen - und 
it die grausamste Niederlage, 

ie deutsche Arbeiterklasse 
erleiden mußte. Dagegen stellen 
sich uns heute ganz kläte Auf- 
gaben im antifaschistischen 
Kampf, die auch auf der Schluß- 
kundgebung der Demonstration 


Kundgebung auf dem Hansa- 
platz 


der Kriminalpolizei 


Am 14. Dezember fand unter dem Schutz starker Polizei - Einheiten 
mit MP - Bewaffnung, Wasserwerfern und Hunden ein Kriminalbeam- 
ten-Kongreß in Hamburg statt. Franz Josef Sıraul und der 
Hamburger BäK - Chef Grunert prachen über „Verbrechen und deren 
Bekämpfung” (BAK = Bund deutscher Kriminalbeamter). 


Gasen setage sich br de 
„rückständige Polizeiorganisation” 
und forderte eine stärkere Zusam- 
menarbeit zwischen Kripo und 
Staatsanwaltschaft. Das Bundeskri- 
minalamıt sei immer noch funk 
tionsunfihig, was damit zusam 
menhänge, daß die Parteien zu 
; Druck der Straße 

nachgeben” würden. Die Öffent. 
Wlichkeit würde die staatlichen 
herheitskräfte auch 


Polizeispparats mit der faschist- 
schen Ideologie heute schon wie- 
der hervorbringt, das zeigt der 
immer zögellosere Schußwatlenge- 
rauch der Polizei bei Eigentums- 
lelikten, das zeigt die Ermordı 

des Münchner Bankräoben Ram 
melmayr und der Geisel Ingrid 
Reppel, das zeigt die Ermordung 
der angeblichen Mitglieder der 
„Baader - Meinhof- Gruppe” Petra 
Schelm und Georg von Rauch, 


schr „dem 


Marsch von 2000 Hamburger Antifaschisten 


zur Sprache kamen, Nachdem der 1933 in Erinnerung gerufen undiB Si we m 


Redner auf dem Großneumarkt konkrete Erscheinungsformen deril Wenig unterstützen das zeige die brutale Behandlung 
verschiedene Lehren aus der Ent- faschistischen Gefahr heute aufge. Strauß daru: Die Meirheit der Jon Ser Polizei feugenommener 
wicklung des Faschismus vor Zeigt hate, führte er weiter ausı Berölkerung habe ein uröllg Manz a a at 
Wauitriches  Verhälnis u den (B), dar mem An Nikanchin 
Onganen der Sicherheit”, dies gun, eines Stikpnstzns vor der 
„Wir müssen jetzt darauf hinarbeiten, einen Wahlsieg der CDU | CSU finde sich mur .niche Em der Kalle Chemie-AG durch die 
Öffentlichkeit vertreten. Konk 
1973 und ein neues Aufkommen der NPD und anderer Neona: ee 
verhindern! Keine Stimme der CDU /CSU! Das muß unsere Parole für) = „minelen ur 
1973 sein! ‚Baader - Meinhof - Bande’ wür- Diese Entwicklung führt zur 


den im Vergleich 
geren Straftaten geradezu von der 
Presse verschwiegen. Schon auf 
dem CSU - Parteitag letzten Jähres 
hatte Strauß neben allen 
radikalen" Organisationen 
den Gewerkschaften auch große 
Teile der liberalen Presse zu den 
Feinden der CSU gezählt 


Brutaliierung des gesamten gescll 
jeficen Lebens durch? den 
apinlitischen Scastzppurat, We 
sch dam getroffen werden? Dat, 
dies keine „blinde gesellschaftliche 
Entwicklung” ie, "sondern vom. 
Kapital gesteuert, gerieh. auf. die 
Arbeiterbewegung — das machte 
BAK Chef Grunert am 14. De- 


zu geringfügi 
Wir dürfen. die Gefahr einer schnellen Verschärfung der 

Rechtsentwicklung nicht unterschätzen. Auf dem Höhepunkt der Krise‘ 
1966/67 hat das Kapital die SPD zur CDU/CSU in die Regierung 
beordert, weil es sich durch einen stärkeren Einfluß auf die) 
werktätigen Massen erhoffte. Wenn die derzeitige Krise im kommenden 
Jahr ihren voraussichtlichen Höhepunkt erreicht, könnten die 
Kapitalisten die SPD- Regierung bereits abservieren und wieder durch‘ 
die CDU / CSU erserzei, Die begründete Unzufriedenheit und Kritik an! 
der Politik der herrschenden Klasse wird zunehmend demagogisch 
‚gegen. die SPD/ FDP- Regierung gewender. Die dem Kapitalismus 
Innewohnende Krisenanfälligkeit nutzen die Demagogen der Kapiali- 
sten geschickt dazu aus, die Enttäuschung und Wut gegen die 
SPD / FDP zu wenden. Das Kapital verfährt mit der SPD / FDP - Regie 
rung nach dem Prinzip: Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan, der 
Mohr kann gehen! 


Strauß 
Das ist bei den jetzigen Mehrheitsverhältnissen im Bundestag euch und 
sehr leicht möglich. Es brauchen nur ein paar weitere Abgeordnete a, 
eingekauft zu werden - der Fall Geldner vor einem Jahr hat 
offengelegt, wie so etwas funktioniert, und die Beispiele Mende und 


Zoglmann haben gezeigt, daß es funktioniert 


Als zu Beginn der zwanziger Jahre der Faschismus in Italien die 
Macht ergriff und 11 Jahre später in Deutschland — hatte er durch 
scheinradikale Forderungen und skrupellos vorgetragene soziale 
Demagogie breite Massen gewinnen können. Es handelte sich darum I 
daß die Massen von der Sozialdemokratie und den Gewerkschaftsfüh- MM 
rern in große Niederlagen geführt wurden und viele darsufhin 
enttäuscht, sozial entwurzelt, existenz- und hoffnungslos sich den 
Faschisten zuwundten. Diese Gefahr besteht wieder! Und es kommt 
dabei die dringende Aufgabe auf uns zu, die Resignation derjenigen 
Menschen, die große Hoffnungen in die SPD-Regierung und die 
‚Gewerkschaftsführer gesetzt haben, 'nicht durch weitere Illusionen 
nähren — wie es die DKP tut - sondern klar zu sagen, daß auch eine 
'SPD- Regierung die Interessen des Kapitals vertritt, klar zu sagen, in 
welche Richtung der Zug fährt und worauf es im Kampf gegen die 
Jaschistische Gefahr ankommi 


Dabei ist es völlig unzulässig, den antifaschistischen Kampf im Sinne 
der Stärkung der einen oder der anderen Organisation parteipolitisch 
einzuengen. Das hat noch nie den Interessen der Arbeiterschaft und 
anderer fortschrittlicher Schichten gedient, sondern ihnen im Gegenteil 
immer nur geschadet! 


zember selbst klar. Er grub die 
alte Nari-Parole wieder aus, daß 
die Gewerkschaften die „Wurzel 
allen Übel” und die „Totengr- 
ber unseres Staates” seien! 


Die Arbeiter mössen aus dieser 
Entwicklung eine eindeutige Lehre 
zichen 


Die Chance, daß die Arbeier 
ihre Interemen auf „friedlichem 
Wege” gegen die staatlich 
sierte Macht den Kapitals durch- 
stzen können, daß es gar mög. 
lich sei, einen m Über- 
gung” zum Soralsmus zu erei 
Chen, wie einige umverbeserliche 
Tagträumer uns einzeden wollen 
— diese Chance wird immer mehr 

einer geführlichen Illusion. Die 
Arbeiterklame muß sich. darauf 
einstellen, daß die Bourgeoisie 
ihre Herrschaft mit allen Mintelm 
aufrechterhalten will und nicht 
zögern wird, wie mach 1933 

ausamsten Terror gegen alk 
Tortschrittlichen Menschen ausıo- 


Strauß und Grunert hatten bei 
Ien Kriminalbeamten Erfolg mir 
zer Demugngier 5 Eiakkase 
matisch Beifall. Was hier durch- 
cogen wurde, ist ein weiterer 
schritt in der faschistischen Auf 
setzung der Polizei. Jeder Palizei 
amte soll seinen Dienst mit 
lem Bewußtsein verrichten 


Es gibt tausende von Ele 
menten, die unsern Staat 
und unsere Gesellschaft ka 
puttmachen wollen. Auf uns 
Polizisten Iaster die ganze 
Bürde der Aufrechterhaktung 
der inneren Sicherheit 
Auf diese Weise wird. jeder 
inzelne Polizeibeamte zu einem 
wilenlosen Werkzeug in den Hän- 
Für eine Politik im Interesse der werktätigen @ den des Kapital, zu einem Börteh, 
der seine Lebensaufgabe darin 
Micht, die Autorität des kapiealis 
schen Staates als die einzig legale 
Ger mit, len Minen zu 
schörzen. Welche Ergebnisse diese 
Durchsetzung des Staats. ‚und 


In den Betrieben, Universitäten und Schulen sollten wir darangehen, 
antifaschistische Einheits- Komitees auf der Basis einer Minimalpları 
form zu bilden, die unseren gemeinsmen Kampf unter folgenden 
Parolen organisieren kann. 


. Gegen den Abbau demokratischer Rechte - Für freie 
Politische Betätigung in Betrieb, Schule und Universität! 


. Kampf gegen Strauß und die Demagogen der Kaptaliiten- 
Klasse 
Massen! 

. Schluß mit den politischen Verfolgungen aller fortschritt- 
lichen Kräfte - Für die Aufhebung der KPD- Verbots! 

. Schluß mit der Kapitslistenherze gegen die Gewerkschaf- 


ten! Solidarität mit allen um ihre dringendsten Lebensbe- 
dürfnisse kämpfenden Arbeitern! 


. Gegen die faschistische Formierung der einheitlichen Front 
aller Werktätigen und aller demokrstischen Kräfte! 


Das antifaschistische Aktionsbändnis, des unsere Reutige Proters 
demonstration organisiert hat, wird in diesem Sinne den Kampf 
Torıführen!” oe. 


Verlugikouten: Dresäner Bazk Kto, -Ne. 451 8378 
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"Linksextremismus an der 


lie Hamburger CDU veröffent- 
lichte im Dezember eine „Unter- 
suchung” über ‚den „Linksextre- 
mismus an der Hamburger Univer- 
sität". Darin wird vor allem 
gefordert: 


© „Einigkeit ‚sollte darüber beste- 


hen, daß kein Kommunist 
Hamburger Beamter werden 
darf, insbesondere nicht als 


Lehrer an Schulen und Hoch; 
schulen.” 


© „Der Hamburger Senat sollte 
sich im Bundesrat dafür einser- 
zen, daß die Verfassungsmäßig- 
keit von DKP, Spartakus (Stu 
dentenorganisation der DKP) 
und anderen Organisationen 
überprüft wird.” 


Bereits im November hatte der 


Hamburger SPD-Senat ein Be- 
nufsverbot für Demokraten und 
Kommunisten im _ öffentlichen 
Dienst erlassen. Andere Länder 
folgten. Vorbild hierfür ist der 
„Korea. Erlaß” der Adenauer - 
Regierung von 1950,. der auch 
verordnete, _ daß „Gegner der 
Demokratie” (wie ” Demokraten 


und Kommunisten bekanntlich im 
Kapitalisten - Jargon bezeichnet 
werden) nicht bei Behörden be- 
schäftigt werden dürfen. 


Die Verweigerungen von A: 
stellungen haben sich im letzten 
Jahr wieder gehäuft. Da sind 
Horst Holzer, Niels Kadritzke, 
Gerhard Schnieder und Walter 
Kripe, die nicht an die Bremer 
Uni durften; Bernhard Laux, der 
nach Abschluß seiner Referendar- 


zeit nicht in den Hamburger 
Schuldienst als Lehrer eingestellt 
wurde, Karl-Heinz Henne, der 
nicht in Nordrhein - Westfalens 
Schulen, und Marion Nürnberg, 
die nicht in einer Schule in 
Rheinland-Pfalz _ aufgenommen 


wurden, Siegfried Richter, der in 
Flensburg wieder entlassen wurde 
und Heike Gohl, der das gleiche 
in Hamburg geschah, Henning 
Sell, der als Lehrer beim Hambur- 
ger Jugendgefängnis  Vierlande 
rausflog, Helmut Leihen, Rudi 
Schmidt, usw. usw. Daß es sich 
jeweils um qualifizierte Lehrkräfte 
handelte, konnten die Behörden 
nur schlecht hinter fadenscheini 
‚gen: Begründungen. verbergen. Wo 
'es gar nicht ging, wie z.B. bei 
Heike Gohl, da wurde offen mit 
einer „Zugehörigkeit „zu - einer 
linksradikalen Gruppe” argumen 
tiert. Der Senatserlaß lag ja 
mittlerweile vor und ‚lieferte die 
juristische Grundlage. 


"Haut den Senatoren die Erlasse um die Ohren !* 


In den Betrieben wurden im 
leızten Jahr unzählige kommuni- 
stische und andere fortschrittliche 
Arbeiter, die den Kampf um 
mehr demokratische Rechte ernst 
nehmen, gekündigt oder durch 
Versetzungen von ihren Kollegen 
isoliert. Hier ließe sich nicht 
einmal eine annähernd vollständi- 


ge Liste aufzählen, zumal die 
Kapitalisten es in den Betrieben 
— und. gerade in der augenblick- 
lichen wirtschaftlichen. Situation 
— leicht haben, andere Gründe 
vorzuschieben. Selbst wo die 
Kündigung von fortschrittlichen 
Arbeitern für jeden erkennbar 
politische Gründe hat, bringen die 


Kapitalisten andere Gründe und 
erlogene Behauptungen ins Spiel 


- wie die Rausschmisse der 
Vertrauenslaute Grass und 
Gentzsch bei der RACAG in 


Hamburg zeigten. 


Entlassung von fortschrittlichen 
Arbeitern, Berufsverbot für demo- 
kratische und kommunistische 
Lehrer, Bespitzelungen, Diffamie- 
rungen in der Presse, Verbotsdro- 
hungen gegen kommunistische Or- 
ganisationen, polizeiliche und juri- 
stische Verfolgungen — das Kapi- 
tal hat ein ganzes Waffenarsenal 
gegen seine Gegner bereit. Ständi- 
ge Vervollkommnung und Anwen- 
dung läßt es nicht rosten. 


Befürchtungen 
‚der Reaktion: 


Wie steht es nun mit der 
Untersuchung” der Hamburger 
EDU über den „Linksextremismus 


an der Hamburger Universität? ” 


Die CDU sagt, 
„daß wir es seit zwei Jahren 
nicht mehr mit der student- 
schen  Protestbewegung der 
60er Jahre zu tun haben, der 
es um die Verbesserung der 
Studienbedingungen und die 
studentische Mitbestimmung in 
der Hochschule ging. Die Füh- 
rung der Studentenschaft legt 
seitdem bei eindeutig kommu- 
nistisch organisierten Kader- 
gruppen 
Man höre! Dieselben Leute, die 

in der zweiten Hälfte der 60er 

Jahre die studentische Protestbe- 

jwegung aufs übelste ‚diffamierten, 

Idie die demonstrierenden Stwden 

ten als „Krawall « Radikale”, „ran- 

Horden‘ 
„Mob”" usw. 
dieselben Leute 
trauern heute der Studentenbe- 
jwegung von damals nach, unter- 

Isteilen ihr nicht mehr ingendwel- 

‘he „anrüchigen” Absichten, son- 

rufen: Es ging um die 

Verbesserung der Studienbedin- 

gungen! Aber heute ... ! Die 

Logik ihrer Absichten will es so. 

Es ist die Logik der Reaktionäre, 

die stets die „Unmoral”, die 

„Gefährlichkeit” und „Kriminali- 
den „Terror” der gegenwär. 

gen Kämpfe anprangern, um sie 

auf das Niveau des Bewußtseins 
von gestern zurückzuzerren! 


Die CDU schreit über die „in 
ihrer Widerstandskraft geschwäch- 


te Universität”, gegen’ die „die 
linksextremen Gruppen zum An- 
griff angetreten” seien und be- 
klagt 

w 


wend die Universität. auf 
iche Stellen für die 
Studienreform wartet und der 
Politische Senat von der Uni 
versität eine .Studienreform 
Ohne zusätzliche Stellen dafür 
erwartet, entwickeln die Linkr- 
extremisten eindeutige Vor 
schläge.” 


Und weiter: 
„Diese Gruppen stoßen in der 
Srudenienschaft auf eine Ger 
steshaltung, die von weltgehen- 
der Kritik bis Ablehnung un- 


Für die Arbeiterklasse ist dies 
won Vorteil. Denn sie braucht 
Bündnispartner in ihrem Kampf, 
gerade auch unter der student 
schen Intelligenz. Wie schädlich es 
sein kann, wenn die Studenten 
auf der Seite des Kapitals stehen, 
hat die deutsche Arbeiterbewe- 
gung gegen Ende der Weimarer 
Republik und unter dem Nazi- 
Regime erfahren. ‚Damals gelang 
©s dem Faschismus, große Teile 
der Intelligenz zu gewinnen, Diese 
Entwicklung endete in Blut und 
Elend für alle werktätigen Schich- 
ten des Volkes. 


Die 


Arbeiterbewegung stellt 


heute die Studenten vor die 
Aufgabe, sich gegen alle Angriffe 
auf ihre Lebens- und Ausbik 


dungsbedingungen und ihre demo- 
kratischen Rechte zu wehren und 
alle Kämpfe der Arbeiter tatkräf- 
tig zu unterstützen. Die Studenten 
müssen ihre Bereitschaft. zeigen, 
daß sie nicht wieder zu Hilfstrup- 
pen des Faschismus gegen die 
Arbeiter werden wollen. Die De- 
monstration tausender Studenten 
gegen den reaktionären Senatser- 
laß und gegen die Entlassung von 
Heike Gohl in Hamburg, die 
Beteiligung vieler Studenten an 
den Demonstrationen gegen die 
Ermordung von Petra Schelm und 
Georg won Rauch, gegen das 
KPD - Verbot und gegen das reak- 
tionäre BVG, gegen die Reorgani- 
sierung der NPD und gegen den 
Strauß - Auftritt in Hamburg, die 
Entschlossenheit. vieler fortschritt- 
licher Studenten, faschistische 
Studentenorganisationen wie 
RCDS und NHB an der Univer- 
sität nicht zum Zuge kommen zu 
Iassen, zeigen den richtigen Weg. 


lichen und stastlichen Ordnung 
Sekennzeichner in.” 


Bravo! Die Abneigung und der 
Protest der Studenten gegen die 
kapitalistische  Klassengesellschaft 
nimmt zu, und offenbar in einer 
neuen Weise, die den Rechten gar 
nicht angenehm ist. Unter den 
Studenten ist das Bewußtsein” 
stärker geworden, das die Lehren 
gezogen hat aus einem isolierten, 
einem ausweglosen nur - studenti- 
schen Kampf, das zum gemein- 


l serer bestehenden gesellschaft- 


men Kampf an der Seite der 
Arbeiter drängt, das sich orientie- 
ren will an den Kämpfen und den 
sozialistischen Zielen der Arbeiter- 
bewegung. 


CDU _ meint 
Heshaltung unter den Studenten 
bereits zu weit verbreitet ist. Sie 
ist es noch lange nicht genug! 
Keineswegs ist die Gefahr 
dahin, daß die Mehrheit der 
Studenten sich erneut den faschi- 
stischen Rattenfängern zuwendet. 
Im Gegenteil: Sie ist sogar schr 
akut! Daß sich der RCDS an 
Sinigen Universitäten wieder zu 
regen beginnt und such Stimmen- 
gewinne erzielt,‘ wie z.B. in 
München und Bonn, ist ein 
warnendes Zeichen. Es besteht 
Aierbei durchaus kein Widerspruch 
zu der Tatsache, daß wiele Stu- 
Senten bewußler geworden sind 
und ein Teil sich auch sozlali- 
stisch organisiert hat. Denn wohin 
die Masse der Studenten sich ı 
orientieren. wird, 
vom Verlauf der Kimsensusein- 
andenetzung 


GREEN... 0 ED 


D. Deutsche Industrie - Institut 


(Köln), ein Organ der Kapitalisten 


ee hat zur „Informationsoffensive” der Kapitalistenklasse aufgeru 

In einem Brief, den das Industrie - Institut 
verschickt, heißt cs. daß 
Reformpolitik der Wirtschaft der Bundesrepublik Belastungen in bisher 
nicht gekanntem Ausmaß. beschert” haben. Es sei ein „Alarmzeichen”, 
daß „bei Teilen der Jugend und der gutverdienenden Angestelltenschaft 
Umernehmerfeindichkeit und die Verehrung roter Idole zum guten 
Ton gehören. 


Anfang Dezember 
liberale Koalition und 


Das Industrieinstitut ruft die Kapitalisten auf, „sich der 
Herausforderung zu. stellen” und den Kampf um die Erhaltung der 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung aufzunehmen. Andernfalls — so 
heißt es weiter — würden die. Kapitalisten „eines Tages als 


unterprivilegierte Minderheit enden”. 
Das ist denn doch ein starkes Stück! Die Großkapitalisten, die 


weniger alı ein Prozent der Bevölkerung ausmachen, aber mehr 
75% des Wolksvermögens besitzen - eine „unterprivilegierte 
Minderheit”! 


5 Die nee ee „ die Fe nn ee ee 
hat ja gerade zum Zwecl lie italistenklasse als überprivilegierte 
Kane  Schmuroizer- Ka, In erhal a 


Der “Unterpriviligierte“ 


In einem Begleitschreiben des Industrie - Instituts heißt es, die 
„Existenz des freien Umterehmernums” si, „gefährdet” and dumit 
uch der Bestand der kapitalistischen Wirtschajts- und Geselschafte- 


(ordnung schlechthin. De: ten die Kapislisten 
en ae A a 
Das Industrie - Institut, schlägt deshalb en durch eine 
Informations - Offensive” die ae de 
Benölkerung zu verstärken und zu intensirieren. en. Die E 
Ferse sl sich konzentrieren auf „besonders sungenschte 

die „durch Beruf oder Stellung zur öffent 

beiträgen 

Dies sind insbesondere Schüler und Lehrer an den x 
eg 

tiker und Verweltungsbeamte. 

Empfohlen wird insbesondere die Belieferung dieser Kreise mit dem 
Ivom Industrie - Institut. herausgegebenen „Unternehmerbeief”, der als 
„ideales Mittel_untermehmerischer 
Ei and Vermandet für den Urschmer ul sch Skeng zu 
Wirtschaft und Gesellschsft” erzeugen soll. 

In Einklang hiermit stehen Vorstellungen der Kapitslisten, wonach 
in din Schall wenser der Im Tele VE EREFOR EEE 
Pe 
hersmwachsende Jugend in = 
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Metaller in die Pfanne gehauen! 


Mitte Dezember endete 


Metalitarifrunde 71 mit einheitlichen Abschlüssen in allen Tarifbezirken. Die 


Tarifabkommen gelten rückwirkend ab 1. Oktober 71 und werden frühestens am 31. Dezember 72 kündbar. 
Das Abkommen hat also die außergewöhnlich lange Laufzeit von 15 Monaten. Gemäß dem Tarifabkommen 
werden ab 1. Januar 72 die Tariflähne um 7,5% erhöht. Für die Monate Oktober - November - Dezember 
sind als Ausgleich insgesamt 180,- DM (netto) gezahlt worden. Es ergibt sich damit, verteilt auf 15 
Monate, eine Lohnerhöhung um kaum 6%. Damit liegen die neuen Tarifabkommen der Metaller also noch 


unterhalb der „Lohnlei 


Lohnleitlinien 
‚heißt Lohnabbau 


E une cc wihe sumeinen. 
Be cn nich Tialieneen 
Se a ir bene 


Die Presse und die Regierung 
geben zu, daß die Preissteigerun- 
gen immer noch bei 5—-6% 
Jährlich liegen. Tatsächlich. sind 
aber die Lebenshaltungskosten ge- 
fade für einen. Arbeiterhaushalt 
noch stärker gestiegen als zuge- 
geben wird, 

Die zu erwartenden Steuererhö- 
hungen werden mit 2% angege- 
ben. Auch das ist wohl cher noch 
zu niedrig gegriffen. Selbst aus 
den offiziellen Angaben geht also 
hervor, daß der Metallabschluß 


ien”, die S 


einen Lohnabbau, eine Senkung 
des Real-Lohns” bedeutet. Mit 
dem Tarifabkommen sind die 
Metaller bis Ende dieses Jahres 
gebunden. Welches Ausmaß. die 
Preissteigerungen dann erreicht 
haben werden, ist noch gar nicht 
abzusehen. Außerdem ist mit 
einem Lohnverlust durch Kurzar- 
beit und ähnliche Maßnahmen der 
Kapitalisten zu rechnen. 


Daher muß schon heute festge- 
stellt werden, daß das Abkommen 
vom Dezember 71 eine nicht 
unerhebliche Verschlechterung der 
Lebenslage der Metaller und ihrer 
Familien zur Folge haben wird. 


Hierzu hat die Tarifpolitik der 
DGB-- Führung ihren Teil beigerra- 
gen. Als Schiller vor einem Jahr 


ler für 1971 mit 7— 8% angegeben hatte. 


seine „Lohnleitlinien” aufstellte, 
erkläre der DGB, er werde sich 
diese Fesseln nicht anlegen lassen. 
Damals ging Schiller aber noch 
davon aus, die Preiserhöhungen 
um 4% halten zu können. 
Inzwischen sind also die Löhne 
unter den „Leitlinien” geblieben, 
während die Preise stärker gestie- 
gen sind als vorgesehen. 

Wenn die IGM-Führung be 
hauptet, daß das Ergebnis einen 
Erfolg unserer Solidarität” dar- 
sellt, einen Sieg über das Lohn- 
diktat der Kapitalisten, so ist das 
blanker Hohn. Lohnabbau ist kein 
Erfolg. Wieso soll ein Erfolg sein, 
wogegen selbst die Gewerkschafts- 


führer noch vor einem. Jahr 
protestiert haben: nämlich ein 
Lohnleitlinien” - Absch 


Il. 


rgeh=# 
macteh 


Streikposten bei Daimler - Benz, Mannheim 


Ein abgekartetes Spiel 


Die Kapitalisten hatten schon 
Ende 70 ihre Absicht kundget: 
mit Hilfe der _„Lohnleilinien 
Schillers die Löhne spürbar zu 
drücken. Das scht im Zusammen. 
hang mit dem Generalangriff der 
Kapttaliten auf die. demokrae. 
ischen Rechte und den Lebens. 
standard der arbeitenden Men- 
schen. 


Anfang Oktober begannen die 
Tarifverhandlungen für die Me 
tall- Industrie. Dabei waren sich 
Kapitalisten und Gewerkschafts- 
führung von Anfang an einig, daß 
der Abschluß um die 7% liegen 
Sollte — entsprechend dem zuvor 
in der Chemie - Industrie getroffe- 
nen Abschluß. Daß die Kapirali 
sen mit dem unverschämten 
„Angebot”' von sage und schreibe 
45% in die Verhandlungen gin- 
gen, während die IGM Forderun- 
gen zwischen 10 und 11% 
aufgestellt hatte, war nicht weiter 


als ein Täuschungsmanöver, das 
einen „Abschluß in der Mitte” 
d.h. bei 7%, vorbereiten. sol 
Die Gewerkschaftsführung tat 
schon vor Beginn der Verhandlun 
gen alles, um Diskussionen in den. 
Betricben zu unterbinden und aus 
den Betrieben kommende Forde- 
rungen wie „120 Mark für alle” 
‚oder „15% "mehr" abzublocken. 


In den Verhandlungen selbst 
ing die ICM so vor, daß sie zwar 
2 Lohnverhandlungen. prakt 
zentral führe (und so „Ah 
Ieinginge" der Tarfbezirke verhin. 
dene), aber nur in einem 
Taribezirk einen Streik zul 
Hinlurch wurde die Kampfkraft 
der Meuller von Anfang an 
geschwächt. Nur ein Tel der 
Meullr, nämlich die Kollegen 
von _Nordbaden- Nordwürtem 
berg wurde überhaupt in den 
Kampf geführt. Bevor der Sırck 
in "Nondbaden - Nordwänuemberg 
Aber begann, hatte die IM schon 
Sinem „Schlichtungmorschlag von 
7,5% bei sichenmonatger "Last 


nr 


zeit zugestimmt. Die Kapitalisten 
Ihnen „diesen Vorschlag jedoch 
2b. Damit war einmal erreicht, 
daß der Streikkampf von vornher- 
ein auf die 7,5% begrenzt blieb 
(tat auf die ursprünglichen 
11%), während sich die Kapitali- 
xen Verhandlungsspielraum für 
ein scheinbares „Nachgeben" of- 
fen gehalten hatten. So begann 
inde November der Streik in den 
roßbetrieben Nordbaden - Nord- 
württembergs. Die Kapitalisten 
„antworteten” auf ihre Art mit 
der Aussperrung. 


Tasichlich sperrt die Kapita- 
lien nicht mar in Baden -War- 
tcmberg aus, sondern auch in den 
anderen Tarfbezirken, mit der 
ündung von „Maienalmangel“ 
In" Wahrheit nahmen die Kapız 
sten damit mar die Gelegenheit zu 
ihnen _ohnchin "grplamsen 
Seinschränkungen 
wahr 
die Kapialisten den 


Arbeitskampf über Baden - Wür- 


A 


temberg hinaus ausdehnten, wäh- 
Tend die IGM den Kampf auf 
Baden - Württemberg (Nord) be- 
schränkte und die Verhandlungen 
in den anderen Tarifbezirken 
verschleppte. Eine zentrale De- 
monstration am 8. Dezember 
Stutzgart nach dreiwöchigem 


Streik. sollte noch einmal die 
angebliche Kampfbereitschaft der 
IGM - Führer unter Beweis stellen 
und als Überdruck - Ventil für die 
angestaute Empörung der streiken- 
den Meraller dienen Zwei Tage 
später war das Tarifabkommen 
unter Dach und Fach. 


Klarer Wille der Metaller wurde mißachtet 


Die Meraller waren. schon beim 
Aufstellen der 10- 11 %-Forde 
rung betrogen worden, die nicht 
dem Kampfwillen in den Bere 
ben entsprach. Nachdem dies 
Forderung aber aufgestellt war, 
waren die Metller entschlossen. 
Wenigstens diese Forderung auch 
Wirklich durchzusetzen. 


Die Demonstration der Baden - 
Württemberg Metaller in Stuttgart 
war eine. eindeutige, unüberhörbar 
Willenskundgebung für die Durch- 


Forderung „Eins, zwei, drei, vier, 
ceeeifl" und „11%, die 
fordern wir, darum sind wir heute 


hier 

Die Demonstration der 40 000 
in Semttgart war ein klarer 
Aufırag an die IGM-Führung. 
Den Gewerkschaftsführern 


aber ihre Bindung an die „Kon, 
zertierte Aktion“ und Schillers 


„Lohnleitlinien” wichtiger als der 
Klare Auftrag der Metaller. 


Was sind solche Gewerkschafts- 


setzung der vollen: 11 %. Immer führer anderes als Beauftragte der 
wicder riefen die 40000 ihre Kapitalistenklaser 
Metaller waren kampfbereit 
An der Entschlossenheit der 


Metaller, ihren Kampf bis zum 
Ende” zu führen, war nicht zu 
zweifeln. In Baden - Württemberg, 
wo über 80% der Metaller 
gewerkschaftlich organisiert sind 
im den Großbetrieben wie Daim- 
ler über 90%) waren die Streiken- 
den entschlossen, notfalls auch bis 
Weihnachten durchzuhalten. 


Auch in den anderen Tarifbe- 
zirken war große Streikbereit- 
schaft vorhanden. Diese wurde 
systematisch blockiert von den 
IGM- Führen, die die Verhand- 
lungen endlos hinauszögerten und 
selbst nach Abbruch der Verhand- 
lungen nicht zur Durchführung. 
von Urabstimmungen bereit wa- 
sen. Trotzdem kam es noch 
unmittelbar vor Abschluß des 
Tarifvertrags in Stuttgart zu spon- 
tanen Proteststreiks m. in Hes- 
sen und Hamburg. 


Die Metaller von Nordbaden - 
Nordwürttemberg wußten, daß es 
um mehr als Prozente ging, daß 
& um den politischen Kampf 


Klasse gegen Klasse ging Am 
klarsten brachten das die Kollegen 
von Daimler - Benz Mannheim 
zum Ausdruck, die die Avanı- 
garde der Streikfront bildeten, 
Auf einem der roten Spruchbän- 
der, die sie vor dem Berrich 


angebracht hatten, hieß cs 


‚eschlossene Arbeitermacht 
KG gegen _ Kapitalberr 


Spruchbänder zuf der Stungar- 
ter Demonstration machten klar 
ebenso wie es 1945 ohne Kapaz- 
listen ging, als alles in Schutt und 
Trümmern lag, ebenso gut könnte 
S, auch heute gehen. . „Kann 
Schleyer nicht mehr weiter. über- 
nchmen den Betrieb die Benz - 
Arbeiter”, wie die Mannheimer 
Kollegen sagten. 

Klar ist aber auch geworden, 
4aß dieser Kampf nicht zu führen 
ist mit den jetzigen Gewerkschafts- 
führern, auch wenn se — wie 
Bleicher, den Schein persönlicher 
Ehrlichkeit und Anständigkeie auf 
ihrer Seite haben. Mit solchen 
Führern ist kein Blumentopf zu 
gewinnen. Nicht einmal im Loho- 


Kapitalistenanzeige- 
Volle Zufriedenheit 


kampf, geschweige denn in einer 

stzlicheren Auseinunderser 
SITE 
kommenden Betricbsratswahlen zu 
beachten, wo cs darum geht, 
Kollegen unseres Vertrauens mit 
Be en 
schaftlichen und sueinlen Inss 
onen zu beauftragen. 
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as an Dee 
7 hofft, mit ihren leitenden und müßte doch eigentlich ihren Eier 

ebsnahe Tari a ach 

= anderen höheren Tieren die Pro sie dabei glatt auf dem Arsch 


duktion in Hemmingstedt doch gefallen. Die örtliche Stzeikleitung 
noch aufrechterhalten zu können. der IG Bergbau & "Energie deckte 
So karrten sie Akademiker aus die Skrupellosigkeit der Texaco- 
der ganzen Bundesrepublik zusam- Bosse auf und schrieb dazu im 
men. Sie hofften wohl, was die ihren Streiknachrichten: 


Aber für die arbeitenden Belegschaftsmitzlieder der Raffinerie, also für 
die Männer aus der Stammbelegschaft, gibt cs nichts dergleichen. Ob- + 
wohl gerade sie durch die nach betrichenen Produkilonsanlasen grüßtem 
Gefahren ausgesetzt sind. Für sie gibt es statt der höchsten Gelahren- 
gruppe In der Versicherung bei Schiehtbeginn ein gütiges Lächeln der 
hochversicherten AT an Werkstor. 


Das Rundschreiben J11/f1 sollte jedem Jetzt ncch arbeitenden Stamm- 
belegschaftsmitglied der Naffinerie Hemmingstedt zu denken geben. Aber 
auch die Frauen und Kinder sollten prüfen: ob der schnöde Judaslohn 
von DM 38— es wert Ist, die Gesundheit und das Leben des Ernährers 

ls Spiel zu setzen. Seitdem die »akademischen Leiharbeiter« aus den 
Vbrigen Texaco-Betrieben in Hemmingstedi das Benzin produzieren, Ist 
es Im Werk gefährlicher geworden. 


Die Texaco sagt In Ihrem Rundschreiben 31471 selbst, daß die von den 
abkommandierten Technikern »während des Arbeitskampfes« ausge- 
führten Arbeiten »gegenüber ihrer regulären Tätigkeit erhöhte Gefahren. 
mit sich bringen«. 


Ein günstiger Nind hat der STREIK-einheit ein internes Rundschreiben 
des Texaco-Vorstandes auf den Tisch geweht. Es trägt die Nr. auyrı 
und die Unterschriften des stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden Dr. 
Griebel sowie des Personaldirktors Vogt. Es Ist ein Rundschreiben mit 
entlarvendem Inhalt. Am 22. November Yreınn der Streik. Und am 22.11. 
wurde das Rundschreiben Nr. 313/71 verfaßt. Schon am ersten Streiktag 
hatten die Öl-fitter ihren Anti-Streikplan fix und fertig. Von langer 
Hand vorbereitet. 


kann da Anır ud Argtun sr Duncan | TEXACO-SETEIK 
Texaco - AG Im Vollstreik für 4% Vorwoganhebung (Angleichung der Löhne und 17 
Gehälter an des branehenübliche Nivenu), darüberhinaus für Erhöhung der Löhne ın 
und Gehälter um 10%, Erhöhung der Ausbildungergitung. sowie. einigen . 
Wien Nebntrdrungn. Vor Strckauimn baten de Teac Boy 8% tar. | FACHNIINNIEESE 
und Gehaltserhöhung. sowie „vermögenswirksame Leistungen” 128 DM 
monstich). Vom TEXACO- Streik in Hem- 
En ans 8 Uhr in der Raffinerie in || mingstedt (bei Heide) schickt uns 
a a nd Im Zaren nur Wirelannun mat M| unsere Aeider Sympethisnten“ | Damit naben die Texace-Boste ihre’ Mäske Talen Inssen, Zaket zeigen 
eier in der Raffinerie In Hammingtet (bei Hei, Holin). Dar Srik wat || ur an, /olfenden Bericht, den] sie ihr wahres Gesicht. Jetzt zeigen sie, was sie von den sarbeitsmill- 
auch die Vorkaufsliger in Hamburg, Duisburg und Hamm lahm, eben wicht sekirat. wieder-| gen Mitarbeitern In der Rafüineric Hemmingsiedi — oder auch Streik- 
Dem Streik liefen Urabstimmungen der 3 in der Haustarifkommission Da die Tarifverhandl beeaat yanaseatlar bahkine 
Asammanaeenden Gewerkschaften 1G.BE (drabau Ense. 10 Cham ||, zunzenannernundlungen en Dean: Die Arbeit in der bestreikten Raffinerie Hemmingstedt it gefähr- 
und dr, Geyarkaeaft Hal, Banken und Voriherungn vous. Durchtirt | Gran a af Se. no armerden. isrnbenener. EEE TEE 
wre di ang ana Pfinarn, I. arumioanadn und ramerkacRe 9 DIEBE MMietetere sa Elauben vermögen. Aber di srt die Tezas-Baie 
ar, der Flak KL, den Bahr" und Förebätlaben Hohe, Han || auf 1 scpten. u Ham en sie woien te has Amsundnetnunn, se 
und Wietzs, im-Zenwallsber Wilhelmsburg und in 7 Verkaufslägern. Bis zu 00 % a 
stedt 77% der Gewerkschaftimit-| mischem su 
der organ Kogen etschiden ch fr Sk. Von den ingesum 8000 || "der Jun den mai“ Dale 
unterliegen 4,980 Arbeiter und Angestellte den wurde zwischen Gewerkschaft und dem internen Rundschreiben 313/71 des Texaco-Vorstandes Ist vom 
ich, Basimenungen (4... dl, über 3.000 Beschätkte auch || Kurzerniehune an an a ana Gen Mitarbelten de Rede = und jet zieren wir wärticht = näie 
ee plan” ausgearbeitet. Dieser sah während des Arbeitskampfes Arbeiten ausführen, die gegenüber ihrer 
Die strikenden Kollegen orgnisleten ihren Streik vorbildlich, obgleich dies || vor, den Betrieb innerhalb einer | regulären Tätigkeit erhühte Gefahren mit sich bringene. 
(dureh die ständigen Provokationen und Streikbrecher - Aktionen ser Taxaco - Box |] Woche atilizulegen. Diese Woche R 
@ nicht leicht war: In Grasbrook wurde nachts In Abwesenheit der Streikposten || nützten die Texaco - Bosse frech | Erhöhte Gefahren also in der Rafüinerie Hemmingstedt!! Intern geben 
‚dos Steiklokl überfallen und verwüstet. Die Klasenjustiz verbot den steikanden | und holten sich aus anderen | die Texace-Basse das zu. Drauten vor dem Südior erklärten Dr. Bran- 
Kollegen das Wort „Streikbrecher” zu verwenden. Die Geschäfsetung versuche || Texaco- Beirieben Techniker und | des und seine Heitersheiter aus der Texaco-Zentrale mech am 3. 12. 
Sweikbrecher mit "ner 30-Mork-Tagesprämie zu ködern und verbreitet || Ingenieure heran, um mit ihnen | daß sie nur zur Sicherheit des Betriebes In Hemmingstedt weilen. Altes 
mündlich und schriftlich ununterbrochen Iügnerische Moklungen, die sch u.a. || und den eigenen Handlangern die | kalter Kaftce. Die Wahrheit sicht anders aust 
auch an ie Familenangehörken der treikenden Kollegen wandten. || Produktion aufrechtzuerhalten. | 
Dorüberhinaus karrtin die Texaco - Bone rhand leitende und technische || Auf Grund der Unterbeserzung in | Und weil das so ist. hat die Texaro-Personaldircktion in diesem Rund- 
Angestellte aus der ganzen Bundesrepublik zusammen, die. sich vergibens || den Anlagen und der mangelnden | schreiben 137 — wir ziüeren wieder wörtlich — geschrieben: 


Bemühen, die Produktion. In Hemmirgtt sufrechuuerhaten. Durch | Sachkenntnis und Erfahrung die- „Die versicherungsabieleng versichert Lohnemplänger und Tarliange- 
Ulerhife- Abkommen z.B. mit BP und Einsitplinen für den Sueikti || zer Leute, gefährdere die Kon-| Lau mar ac mare ae m 


Hm en dl“ Taues-Bamm; wc vo ar Mm ul nen Ben | mean. de Lob. ae noch LI 
Wie. Bl Ulehkatın lan drehe Ten | I Wert Arbehenden: De hrs | DM SR tür den Todes DM AR tür de Fi er km 


Tochtergesellschaften einspringen, Trotz aller dieser Maßnahmen gelang es den || von der Gewerkschaft hinzuge- 

Kapitalisten nicht, die. Kampfmoral der Texaco - Kollegen zu erschüttern. Im |] zogene Gewerbeaufsichtsamt Itze: | *ußerberufliche Risiko übernommen. n 

Geoenuil wurde mit jeder nen „Oberaichung” der Konzerniitung di || hoe schritt trotz der 50 %igen | Bereits versicherte AT und OB werden von der Versiiberungsabieilung 

Stroiktront nur weiter gefastigt Unterbesetzung nicht wesentlich | für die Zeit des Sondereinsatzes in die höckste Gefahrengruppe einge- 

ein. Es billigte damit das lebens-| stutt« 

nung: Präftschereng Ea/l Kiarer Fat: nie AT (Aufcr-Toritengesteltte) und OR (Oberbeamte) sind 
Mit Rückwirkung vom 1. Oktober 71 Lohn - und Gehaltserhöhungen von 8%, || Kosten des Lebens der Arbeiter] !® die höchste Gefahren. Aimzesiest. Und auch das snuäerberuf- 

ine Zulge (Angichung) von 35 Mark /Mt. bau."20 Pf. /Sı. (des enricht || und der umliegenden Berölkerung, | liche Risiko« übernimmt die Gesellschaft. 

“ „ermögenewilksame Leitungen” von 28 Mark monatlich. Eihöhu En ——n 
3%. wermögenmirksame Labtungen” von 25 Mark mensch, Emöhung | Dunn Pontemache um dan 


jer Ausbildungsvergütung zwischen. u trk, sowie leichte B 
RR a Se Arbeitsplatz, Gerede von der 


ge RT „Lohn- Preis- Spirale", _ falschen | Auch ein Nichler 
Die Deutsche Tavaco AG gehört zu 97% dem USA -Ölkonzern Texaco Inc. || informationen, die tatkräftig von om aus über ein recht großes Heierveir eni- 
New York. Seit Jahren kommt den Texaco - Bosen zugute, daß „ihre“ Arbeiter || der bürgerlichen Lokal - Presse un- b mn ehrlicher Mitarbeiter zu verfügen. 
und Angestellten teilweise erheblich. schlechter bezahlt werden, als die || terstürzt wurden, unterschwelligeW Den »akademischen Leiharbeitern«. Gestern erhielt ein weiterer Meerbeik- 
Beschäftigten der anderen Minerlölkonzerne In Westdeutschland, wie wa Sal, || Drohungen in_ Briefen vor und Me aus der ganzen Bundesrepubilk ker den Merschbeieht nach Eunscnn 
P. Esso aber auch Aral / Gelsenberg. während des Streiks, versuchte die | „usammengetrommelt wurden,umsich Techniker Nichler mußte seinen 
In der lkten Zei machte der Texac - Konzern erhebliche Profi. Er sm || Korzernleitung den Streik und in der Ratänerie Heide an der Fro- Kofter packen Lakneisch tete ihm 
nit fr die ersten 8, Monste von 1071 einen Reingmwin (Gewinn nach Abzus || si, nenuarıar, der Arbeiter 24 auktion zu versuchen, scheint die Luft die Geschäfileitung mit, Wäsche sc 
ler Kosten) von 22 Minden. Merk aus So konnten auch di | Krbremierene varpeiauhiee [und die Lust zu vergehen. Die Har- tür 14 Tage mitzunehmen. Hntenttrn 
Gemarkihatführer den eileie erhblchen Lohnrückstend zum branchen- | nur" Sonderreiegen: 1 Radar der | burger Texaco-Bosse suchen nun ver- hat der wmorganisierte cher wur 
(lichen Nvenu ver den Texaco- Kolegen nicht mehr kaiinieren und fordern | Tu, Sonderzuisgen:, Jeder der ci 
fine Vorwganhabung von 4%. Alina waren di 4% ohhn zu nd |] 250%, 7 Deiäbereitscheft — trotz 
für me wirkliche Angleichung. beenes in den unteren Lohnrunpen. An der | Umsch unse u ontsan 
a en Panhebuon sitze sch dann auch der Tarit-Kontikı zu und || chender Schrftzäck bekundeie, (men ANZEIGE m 
führte Wuzlch zum Sireik: die Texaca-Bome weigerten sch in de 1 
Verhandlungen mit der Gewrkschafsührung behartich, die Löhne ‚re || Zune wende kammten” 0 nr | En Abonnement (6 Ausgaben ind. Porto) der Zeitschrift des KB. zu 


ee A ee er ee 
Die Legal dr Combi ve whae mi zu ee | age we apa ae | 77 

ee Unser 

Ideologie der Gewerkjchaftsführung zum Ausdruck. die nur solche Forderungen |] ihren „Maßnahmen ” nur die Streik- 


zul, „die sich an der Rentabilität des Konzerns orientieren.” Dies || entschiossenheit der äbergroßen | kostet Einzeiheft DM 0.70 
Forts. 5.7 || Mehrheit aller Kollegen genärkı. au ne 


Der neue Tarifabschluß, der zwischen den Texaco -Bosen und den 3 
beraligten Gewerkschaften zustandekam, seht vor 


ite 7 
1970: 
inder Law 
‚Ende November 1970 organisierten ca. 100 bis 120 Lehrlinge der Perg 
Frankfurter städtischen Lehrlingsausbildungswerkstatt (LAW) den bis Einheit mit den Arbeitern und 
dahin größten Lehrlings -Streik in Westdeutschland. Ein Jahr später Angestellten. 
wurde — wiederum in Frankfurt — ein neuer größerer Lehrlingsstreik Der Betriebarat der DVSG, der 
bei der DVSG (Deutsche Vereinigte Schuhmaschinen GmbH) schon dem Rauschmiß der 3 
durchgeführt, an dem sich ca. 60 Lehrlinge beteiligten. Der Lehrlinge mg versuchte 
DVSG-- Streik verlief ohne konkreten Erfolg. Als Erfolg im allgemeinen er a 
ist aber schon die Tatsache zu werten, daß Lehrlinge immer häufiger Een 
— trotz generellem Streikverbot für sie — nicht mehr bereit sind, alles kündigte er wegen des Lehrlingr- 
kampflos hinzunchmen und zunehmend begreifen, daß sie zreks jede Zummenubei mir 
Interessen gemeinsam und organisiert in die Hand nehmen müssen. 3 ne re Eee 
zende ist übrigens Mitglied. des 
D.: ass: de seiateis- Die 3 enlanenen Lehrlinge IGM -Ortsverbandes in Frankfurt.) 
nen der DVSG-Lehrlinge war erkundigten sich bei der Jugend- Dadurch hat der Betriebsrat in 
derselbe, wie vor einem Jahr für vertretung über Rechtmäßigkeit 
die LAW-Lehrlinge: begründungs- ihrer Kündigung und mögliche ‚chüchter an die Arbek zurück. 


lose Kündigung von Lehrlingen Gegenmaßnahmen. Die Jugendver- 


des 1.Lehrjahres am Ende der 
3- monatigen sog. „Probezeit. So 
wurden bei der DVSG am 
30.11,71 — dem letzten Tag der 
„Probezeit” — 3 Lehrlinge ohne, 
jede Begründung von der Ge- 
schäftsleitung gekündigt. Das Vor- 
sehen der Geschäftsleitung diente 
ganz offensichtlich der Einschüch- 
terung aller Lehrlinge des Bet 
bes, Immer häufiger wird be- 

it, daß westdeutsche Großbe- 
lanmäßig. einige Lehrli 
mehr einstellen, als sie in Wir 
lichkeit brauchen, So können sie 


am Ende der „Probezeit” diejeni- 
;en wieder auf die Straße setzen, 
lie ihnen zu „unbequem” erschei 
nen. Die so gekündigten Lehel 


haben es dann immer 
schwer, eine neue Lehrstelle zu 


tretung war vorher nicht infor- 
miert worden. Der Betriebsrat 
hatte — im Interesse der Ge- 
schäftsleitung — dem Rausschmiß, 
der Lehrlinge bereits zugestimmt, 
ohne zuvor” die Jugendvertretung 
dazu zu hören, wie es seine 
Pflicht gewesen wäre, Mehr noch: 
der Meisten, der im wesentlichen 
len Rausschmiß der Lehrli 

veranlaßt hat und in seiner 
Funktion (Überwachung der Lehr- 
linge bei der DVSG) eindeutig 
Interessenträger der Geschäftslei 
tung ist, sitzt selbst als Mitglied 
im Betriebsrat: Ein ganz unmög- 


licher Zustand für eine Arbeiter-. 


vertretung, die ja gerade di 
Interemen der Arbeitet? Angentel- 
ten und Lehrlinge gegenüber 
der Geschäftsleitung vertreten soll. 


kehrten. Die anderen Lehrlinge 
harten aus und verlangten später 
noch einmal eine Erklärung der 
Geschäftsleitung. Als von dieser 
Seite wieder nur Drohungen und 
Einschüchterungsversuche kamen, 
wurde die Streikaktion als 
„zwecklos” abgeblasen. Die ausge- 


sprochenen Entlassungen. blieben 
rechtskräftig". 


Warum hatte die Aktion der 
DVSG-Lehrlinge keinen Erfolg? 
In der DVSG entstand der Streik 

Intan und ohne Vorbereitung. 
Die” anleenden "Kologen diese 
Aktion, die Jugendvertretung, hat- 
te wenig Erfahrungen. So konnte 
nicht verhindert werden, daß der 
Streik bereits bei der ersten 
massiven Drohung durch die Ge- 
schäftsleitung abbröckelte. So war 


Die Lehrlinge sind im Betrieb 
zahlenı 

Hline und monde ach schwache 
Gruppe. Auch ihre Stellung im 
Produkt ‚eßB macht einen 
Lehrlingsstreik für den. Kapitali- 
sten meistens nicht so gefährlich 
wie z.B. ein Abteilungsstreik von 
Arbeitern, der häufig große Teile 
der gesamten Produktion eines 
Betriebes lahmlegen kann. Gerade 
darum ist der Schutz und die 
Unterstützung der älteren Kolle- 
gen für die Lehrlinge schr 'ent- 
scheidend. So ist es eine wicht 
Aufgabe der Jugendvertreter, die 
Seyekschftiche Zusammenarbeit 
mit. ihren älteren Kollegen. un 
vor allem deren Vertrauensleuten 
zu suchen und auszubauen. 


finden, in der sie eine, einigerma- 
Ben brauchbare Ausbildung mitbe- 
kommen: Die besten Lehrstellen 
3 Monaten 


Daraufhin legten, auf Initiative 
der Jugendvertretung, ca. 60 
Lehrlinge die Arbeit wieder. Sie 
versammelten sich in der Kantine 


verlangten 
Erklärung für die Entlassungen. 
Die Geschäftsleitung antwortete 
mit massiven Drohungen, worauf- 
hin ca. 20. Lehrlinge einge- 


eine ausreichende sich die } 


auch der Jugendvertretung vorher 
mich klar, wie die Geschäfier 
tung auf diesen Streik reagieren 


Belegschaft aba und m 


würde. Wahrscheinlich versprach isolieren. So sind sie schwach und 
iveriretung — in für den Kapitalisten leicht x 
Verkennung Ser Machtwerkältnise” beherrschen und. dirgieren, wi 


wie 
der erfolglose Sereik bei der 
DVSG zeigt. So wichtig wie die 
Einheit der Lehrlinge untereinan- 


im Beirieb — in illusionärer Weise 
einen kurzfristigen Erfolg, der bei 
derartigen Lehrlingsstreiks sehr 


der Lohn der Lehrlinge in Pro- 


zent-Sätzen vom Facharbeiter- 
John ausgedrückt wird, also z. B.: 


1. Le = 60% vom Fach 


2 Lehrj. = 70% vom Fach- 
arblohn 

3. Lehrj. = 80% vom Fach- 
arb.lobn 


4. Lehrj, = 90% vom Fach- 


"Token (Mm 
Mark und Pfennig) so hach min 
Hilfe der Eltern, ealteren kann 
Das sind derzeit 


500. Mark pro Mona ke 


feindliche Ideologie der Gewerkschaftsführung läuft darauf hinaus. dan 
Lohnanspruch dar Arbeiter zu beschränken auf einige Rosinen des Kuchens, der 
aus der Lohnarbeit der Arbeiter gebacken ist, aber von den Kapitalisten gegemen. 
wird, 


‚Austruck finder diese arbeiterfeindliche Haltung der Gewerkschaftstührer in 
der von ihnen so lauthals propagierten „betriebsnahen Tarifpolitik”". Diese hat 
‚die totale Aufsplitterung der Arbeiterklasse in einzelne Batriebe und Könzerne in 
ihren Lohrikömpfen zur Folge, In der Mineralöl Industrie sieht es daher immer 
30 aus, daß die Belegschaft eines einzelnen Konzerns in den Arbeitskampf wit 
während sich die Kapitalisten untereinander licht mit „Lieferhilfsabkommen” 
ur. absichern können; immer nur ein kleines Häuflein Arbeiter gegen die 
weltweit organisierten Ölkonzerne, 


‚Don Texaco. Bossen ist dies natürlich nur recht. So winselt der Vorstand der 
Deutschen Texaco-AG in einem Brief vom 12. Nov.71 allen Arbeitern und 
‚Angestellten vor: „‚Getrannte Haustrife für einzelne Unternehmen werden gerade, 

m die besonderen Verhältnisse dieser Unternehmen zu 
* Richtig, ihr Herren Kapitalisten! Die „besonderen Verhältnisse” 
Arbeiter und Angestellten werden dabei allerdings 
vollkommen mißachtet. 


„8etriebsnahe Tarifpolitik” bedeutet nicht — wie uns die Gewerkschaftsführer 
demsgogisch weismachen wollen — eine stärkerm Einbeziehung der betrieblichen 
Vertraterkörper (BR und VLK) in den Taritkampf, sondern die Taritauseinander- 
utzungen werden nach wie vor allein von den Gewerkschaftsführern geleitet. Die 
Kollegen im Betrieb und Ihre Vertrauensieute bieiben ausführende Organe. 
‚Anläßlich des Texaco -Streiks, schreibt der „CHEMIEARBEITER“ zum 
Thema  „betriebsnahe Taritpolitik" (der „CHEMIEARBEITER" ist eine 
Branchenzeitung des K8/Gruppe Hamburg für die Kollegen der chemischen 


‚Die Gewerkschaftzführung aber spaltet so die Arbeiterbewegung in vie 
tausend einzelne Lohnkmämpfe. Die IG Chemie allein schließt jährlich über 
'300 Lohntarife ab. Durch die „betriebsnahe Tarifpolitik” wird der Karran nach, 
welter in den Dreck gezogen. 


Die Gewerkschaftsführer wollen jetzt die „Betriebenahe Tarifpoliik” ailen 
Kollegen als die große Masche verkaufen. Dazu dient ihnen der Texaca - Streik, 
Schon bald. werden wir in den Vertrauensleute - Körpern die erzten Kostproben. 
vorgesstzt bekommen. Im der letzten Betriebwersmmiung von COLGATE 
PALMOLIVE Ingte Gewerkschafts- Sekretär Harıy Herrling damit schon los. 


In die gleiche Kerbe hauen Betriebsräte, die bei den Kollıgen nicht mehr 
ankommen. Sie brauchen wieder „ipektakuläre Erfolge”. um bei den 
Betrieberätewahlen im Frühjahr die Stimmen der Kollegen zu erschleichen. 


Texaco- 


Streik 


„Betriebunahe Terifpoliik” ist ihnen dafür recht! Auf der Mitgliederverzemmiung 
der Norddeutschen Affinerie winseite Betriebıratı- Vorsitzender Hans Enoch: 
„Die Unternehmer hätten uch den Streik sparen können (gemeint der Iczte 
Chemie - Streik in Hamburg, Red.), wenn sie einen Haustarif gemacht hätten.” 
Nur die gesamte Kampfkraft 211er Chemiskollagen zwinge die Chemiekapital- 
sten auf die Knie. Diese Erfahrung steckt fest in unseren Köpfen. 


„.Betriöbsnahe Tarifpoliik” kann deshaid für uns nur heiten: Gewerkschafts- 
politik wird im Betrieb gemacht und nicht in den Vorständen, damit wir 
nicht wieder in die Pfanne gehauen werden, 


Den Arbeitern und Angestellten der Texaco ‚hat die „betritsenhe 
Tarifpofiik‘” inzwischen einen um mehr als 10% niedrigeren Lohn buschert, als 
er bei anderen Mineralöl- Konzernen gezahlt wird. Vergkeicht man z.B, mit 
Stand vom September 1971 die Löhne von Texsco und She, so erpiet sch, 
folgendes Bikt: Der Lohn eines Abfülens in Lohngruppe 2 it bei Tenaco mit 
DM 1.062,70 gegenüber Shall mit DM 1.298,- um DM 245.20 oder ca. 2,5% 
niedriger. Ein Handwerker aus Lohngruppe 8 verdiente bei Texaco mit, DM 
1.244,10 insgesamt DM 147.90 oder es. 12% weniger als sein Kollaps bei Shell 
mit DM 1.292,-. Auch ein Facharbeiter aus Lohngrunpe 9 bekam bei Texaco 
(DM 1.306,78) DM 158.22 oder ca, 10% weniger als bei Shall (DM 1.545.-). 


Um die Isolierung der kämpterkien Texzco - Kollegen zu überwinden, hat es 
mehrere worbikdhafte Solilantätssktionen anderer Arbeiter gaben. Bereits in 
den ersten Tagen traten aus dem Ahein - Ruhr- Gebiet zahlreiche Solidarität. 


Auto und riefen zum Boykott von Texsco- Tankstellen auf. An Texaco- Tank. 


5 Ausgaben (incl. Porto) kosten bei 
1ELDM4.80, ZEx DM 8.40, 


© 
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Westdeutsche Polizei im Einsatz: 
Razzia und Prügel gegen poli- 
tische Gegner der Kapitalisten- 
klase 


- Faustrecht der Polizei 


7 I 2 RER een... _ 


Lerhlinge Gerhard $.. Horst $.. Rüdiger K., Siegfried K. und Sussnne H. noch eine Gaststätie. Dort wurden sin plötzlich im 
provozierender Weise von ziil gekleideten. Herren angegriffen und geschlagen und schlillich vom Wirt der Gaststit „Zur 
Honsellbrücke” raüsgeschmissen. Die Lehrlinge gingen sofort zum nahegelegenen 5. Polizeirevier, um Anzeige wagen 
Körperverletzung zu stellen. Anfänglich nahmen die diensthabenden Polizisten keine Notiz won ihneh und wollten 
offensichtlich die Anzeige nicht entgegennehmen. Als die Lehrlinge auf der Erstattung der Anzeige behsrrten, wurden sie 
plötzlich von den Polizisten brutal zusammengeschlagen, zwei von ihnen wurden sogar vorübergehend in die Arrestzile 
gesteckt. Im Polizeibericht heißt es dann, die Betroffenen hätten 2,1 bzw. 1,5 Promille Alkohol im Blut gehabt. Auflardem 
ist oogen sie ein Verfahren wegen Widerstandes, Hausfriedensbruch und Baleidigung eingeleitet worden. Mit diesen 
Schutzbehauptungen (Trunkenheit) und „Offensiv.Maßnahmen” (Anzeige) wollen die Polizisten ihre fmchistischen. 
Übergriffe abdecken und die „Unschuldslämmer" spielen. Inzwischen stellte Auch der Betriebsjugendspracher Gerhard S. 
und der Vater von Susanne H. Anzeige gegen mehrere Polizisten des 5. Meviers in Frankfurt wegen unterlasener 
Hüfeleistung, Körperverletzung im Amıt, Verweigerung der Elternbenschrichtigung und Freiheitsberaubung im Amt. Da 
fahrungsgemäß westdeutsche Gerichte derartige und noch schlimmere Übergriffe der Polizei abdecken und demom 
begünstigt werden, daß die bürgerliche Presse derartige Dinge grundsätzlich verschweigt, bemühten. sich demokratisch 
‚geiinnte Menschen im Frankfurter „Club Voltaire” die notwendige Öffentlichkeit in diesem Fall herzustellen. Auf einer 
Pressekonferenz am 21. Dez. wurde ausführlich über diese und andere offene Brutaitäten der Frankfurter Polizei berichtet. 


Hier wurde auch das Protokoll des Betriebsjogendsprachers Gerhard S. vorgelegt, in dem die Vorgänge vom 15. Dez. 
etiliert ausgeführt werden. 


Nachdern Gerhard $. von dem provokstorkıchen Angriff in der Kneipe und dem erfolglosen Bemühen der Lehrfinge, 
eine Anzeige Im 5. Polizeirevier zu erstatten, berichtet hat, heit es dann weiter im Protokoll; „Siegfried Koch bar darum, 
seinen Vater vom Revier sus anrufen zu dürfen, da er mach wie wor biutete. Dier wurde ihm verweigert: Er machte 
daraufhin entsprachende Bemerkungen, wer einen Poliziten wiederum veraniaßte, ihn Ins Gesicht zu schlagen. 


Soweit des Protokoll des Lehrlinge Wir haben immer wieder darauf 


Susanne Halberstadt halt ihm vom Boden auf und setzte ihn auf die Bank, wo er kaum alleine sitzen konnte. Zu dieser 
Zeit klopfte es an der Tür, Susanne machte die Beamten darauf aumerkam, da der draußenstehende Mann es sehr eilig 
hatte und die Beamten es nicht bemerkt harten. Daraufhin wurde Susanne von der Tür weggezerrt mit der barachen 
Bemerkung, das gehe eie gar nichts an. Susanne versuchte sich dagegen zu wehren. Dabei wurde sie verschidenzlich 
geschlagen. Ich versuchte, ihr zu helfen und wurde daraufhin zu Boden geschlagen. In meiner Wirt schieuderte ich den 
Polizisten das Wort „Faschisten“. entgegen. Nun kam noch ein jüngerer Polizist dazu, schlug auf mich ein und zerrie mich 
ur Treppe, stieß mich hinunter in-einen Kaller. Es wurde mir schwindelig und schwarz vor Augen. Als ich mich wieder 
ochraffte. schlug man wieder auf mich ein. Danach wurde ich ohne Schuhe in eine Zelle gesperrt. Ich kann zeitlich nicht 
bestimmen, wie. lange ich in der Zelle war, mir kam es ewig vor. Bevor ich wieder in die Wachstube geführt wurde, bekam 
ch Handschellen angelegt. Während meine Personalien aufgenommen wurden, hörte ich meine Freundin im Keller schreien. 
Sie war also offensichtlich auch eingesperrt worden. Auf mein Verlangen, die Eltern meiner Freundin zu benachrichtigen, 
wurde ich erneut geschlagen, mit dem Bamerken, des ginge mich nichts an. Als. besondere Finesse trat mir der 
diensthabende Beamte auf meine noch immer unbeschuhten Füße. Als ich verlangte, dies zu unterlassen, schlug er mir 
wieder ins Gesicht. Scheinbar diente ich den anwesenden Polizisten als willkommene Unterhaltung, sie kamen abwechselnd 
an mir vorbei, machten abfällige Bemerkungen (Findest Du das gut, was die Baader «Meinhof - Bande macht? Schlag ine 
Gesicht, u. ). ; 


"Da ich dutch. diese Behandlung sehr durcheinander war, fl hir auf Befragung nicht sofort das genaue Geburtsjahr 
meines Vaters ein, was wiederum entsörschend ausgelegt wurde. Bei einem erneuten Schlag fl ich vom Stuhl und wurde 
daraufhin beschuldigt, Staatseigentum zu beschädigen! Nun sollte ich mit auf dem Rücken gefesselten Händen meine 
Schuhe anziehen, was mir natürlich nur mit großen Anstrengungen und Verrenkungen gelang. Dies diente wiederum zehr 
(der Belustigung der Anwesenden. 


Gerhard S. über die ihm widerfahrene, 
seistische und taschisische Behand. 
ung durch Frankfurter Polizisten. 


Das „Frankfurter Lehrlinge Conter" 
der Gewirkschaftsjugend splidarisierte 
mit den mihandelten Lehrlingen 
„verurteilt schörfstens das Brutake 
Die jürgen 

ehr richtig 


Vorgehen der Polizisten 


Gewerkschafter 
Klar 


‚Wir sehen diese. Handiungsheise 
nicht als. vereinzelte "Ausschreitung, 
sondern als ein Symptom einer gefähr. 
Tichen Entwicklung in der bundesrapu. 
blikafischen Polizei 


Bedrohung unbereiligter Passanten. 
Such. schwer. bematinste Polis, 
Corauch der Schußmaffen 
Vorgehen gegenüber Demonstranten, 
Zusammenschlagen von Straikposten, 
Mißhandlungen auf Polizeirevieren zer 
Oen, daß die Polizei ein Insirument zur 


hingewiesen, daß die Krise, die jetzt 


af uns zukommt und die von 
imernationalem Ausmaß, it, nicht nur 
'oR und wirtschaftliche Ver- 


ung für die arbeitende Beröt- 
kerung mit sieh bringt. Gieichseitig 
wird die Kapialistenkiase und. ihr 
Stastsapparat. versuchen, die demakra- 
schen Rechte des ganzen Volkes, vor 
allem aber die der Arbeiterklase, zu 
beschneiden und. systematisch abzu- 
bauen. Damit versuchen die Kapita- 
Titen die Augangposition der Arbei- 
ie in ihrem Abnehrkampt einzuengen. 
und gleichzeitig die kampfbereiten 
Teile der Arbeiterklame einzuschäch- 
tern. Dazu diente auch die, Mihend. 
lung der. Siomans. Agendaprscher act 
Sem 5 Polieinerier m Fraktur. Für 
ie westdeutsche Arbeiterklasse und 
besonders ihre kamofbereiten Teile gitt 
= gerade jetzt, sich enger zusammen- 
uschließen. um mit vereinten Kräften 


Staatsschutz für Faschisten 


Die intalienische faschistische, 
Partei MSI versucht, unter den 
italienischen Arbeitern in der 
Bundesrepublik Fuß zu fassen. 
Am 26. November wollte Fasch 
sten- Führer Almirante ein MSI - 
Büro, im Frankfurter Arbeiterve- 
tel Rödelheim eröffnen und eine 
Kundgebung abhalten. 


Polizei und Stadtverwaltung 
wollten verhindern, daß eine 
Protestdemonstration, zu der ita- 
ienische Kollegen mit Unterstät- 


zung mehrerer  solilitischer 
Gruppen aufgerufen hatten, der 
Provokation der alienischen Fa- 


schisten entschlossen entgegentritt. 
Wenige Stunden vor der angekün- 


digten Demonstration. verkündete, 
darum ein „Verbor” der 
Faschisten - Veranstaltungen und 


verteilte unter den Demonstranten 
ein Polizei- Flugblatt, in dem es 
u.a. hießt 


„Soweit es den demokratischen 
Behörden dieser Stadt rechtlich 
möglich 'ist, werden sie nicht 
dulden, daß sich. ausländisch 
extremistische Organisationen 
deren Untergliederungen oder 
ihr nahestehende Vereinigungen 
aktiv betätigen, da dies wesent 
lichen. Belangen: dieses Staates 
widerspric 
Die Poli 
stranten dazu auf, daran mit 
wirken, 

Ausschreitungen kommt.” 


Das „demokratische Verbot 
der Eröffnung des MSI- Büros 
stand aber in krassem Gegensatz 
zum praktischen Handeln der 
Polizei. Nicht gegen die Faschi- 
sten wurde vorgegangen, sondern 
a die Auskachen 


Demonstranten, die laut ihre 
Empörung über die MSI - Provo- 
kation und die wachsende faschi- 
stische. Gefahr in der Bundes 
republik ausdrückten, wurden die 
Personalien abverlangt. Ein Poli 
zeisprecher erklärte, daß die De 
monstranten weitere (1) „Unge- 
ietelichkeiten” unterlassen Solten 
da sonst die Seraße geräumt 
werde. Nachdem die Demonstran. 
ten bereits ständig von einer 
Straßenseite auf die andere ge- 
drängt worden waren, provozierte 
die Polizei schließlich die „Unge- 
setzlichkeit”, die sie brauchte, um 
die antifaschistische Demonstra 
tion auseinanderzutreiben: 


sperrte dem Demonstra 
ionszug die Straße, in der sich 
das MSI- Büro befindet. Als eini 
ge Demonstranten sich dadurch 
nicht einschüchtern ließen und 
dennoch. weitermarschieren woll- 
ten, hieß es: „Knüppel, freit” 
Einige Demonstranten wurden von 
der Polizei krankenhausreif ge 
schlagen! 


Anschließend wurde Almirante 
höflich die Verfügung des Ord- 
mungsamtes überreicht, die ihm 


ie ständigen Angriffe der Kapitalisten 


Interdrückung. jeglicher  systemangrei 
en WOK amehren zu können, 


fender Aktivitäten it.” 


jede politische Betätigung in der 
Bundesrepublik „untersagt”. Und 
ebenso höflich erklärte Almirante 


daraufhin, er wolle sich auch nur 
„über die Situation. der italieni- 
Schen Gastarbeiter erkundigen”. 


„Soweit cs den demokratischen 
Behörden dieser Stadt. rechtlich 
möglich ist, werden sie nicht 
dulden .... ” 


Einige Wochen wor dieser 
MSI -Provokation hatte die. Poli- 
zei in Bayern die Gründung eines 
Traditionsverbandes der chemali 
gen SS-Division „Das Reich” vor 
antifaschistischen “ Demonstranten 
geschützt. Es handelt sich um die 
SS-Division, deren Angehörige 
während des Zweiten Weltkriegs 
alle Einwohner der franzäsischen 


Ortschaft Oradour grausam nieder- 
metzelte, Frauen und Kinder 
ebenso wie Männer. 


Seit langem sind in der Bun- 
desrepublik die Geheimdienste fa- 
schistischer Staaten wie Griechen- 
land und Persien tätig. Unsere 
auslindischen Kollegen. die sich 
kritisch gegenüber den Regimes im 
ren Hewmatländern äußern, wer 


e 


wesentlichen Belange der Arbeiner 
in diesem Staat! = 


® 
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“ - Jugendsprecher gefeuert! 


Zum 31. Dez. 71 wurde der Jugendsprecher des Elektromotorenwerkes 
„HEINZ WEIER” gefeuert. Als Grund dafür wurde im entsprechenden 
Kündigungsschreiben' ein „zur Zeit geringer Auftragseingang” angege- 
ben. Tatsächlich aber wurde Kollege Peter B. wegen seiner 
gewerkschaftlichen Tätigkeit im Betrieb und dem Verdacht, er könnte 


mit dem KB in Zusammenhang stehen, rausgeschmissen. Die 
Branchenzeitung des KB/Gruppe Eutin, der „METALLKAMPF" 
deckte die Hintergründe dieser Kündigung auf. 

Be: : ? e 
Hl... was, oeicher kn ir 2 
plalist und Zuträger für die Ins allnauı Du 
‚großen Monopole, kann als Kapi- 
talist nur bestehen, wenn es ihm I 
elinge, „seine Arbeiter noch ai Pr 
schärfer auszupowern, sie noch 
brwaler ranzunchmen, als dies in | SEHIEHTMG. ASENKAUPE van oc 
den Großbetrieben möglich ist. ‚ABER. DER KAMPF DER ARBEITERKLASSE 


Mehr als die großen Industrieba- 
tone, sind Kapitalisten wie Weier 
darauf angewiesen, „ihre” Beleg: 
schaft einzuschüchtern, zu diszipli- 
nieren. Wie der Teufel das 
Weihwasser, fürchtet Weier schon 
gewerkschaftliche Organisie- 
rung „seiner” Arbeiter und Ange- 
stellten. Wird doch seine Kapitali- 
sten- Existenz bedroht, wenn er 
verpflichtet wäre, „seine” Arbeiter 
nach Tarif zu bezahlen. So ist 
Weier natürlich auch nicht im 
Kapisliten- Verband „Gesamt 
tetall” organisiert, um so der 
damit verbundenen Verpflichtung 
taiflicher Entlohnung. zu. enige- 
en. 


ST NIEMALS SCHLCHTRAR 1 


fremder Arbeiten und Aushändi- 
;en von usbildungsplänen auf 
Sen Tlch. Die damulhin einser- 
zende demagogische Hetze gegen 
die Lehrlinge, beeindruckte Kolle- 
gen Peter B. wenig. So. päbelte 


Kollege Peter B, war noch kein 
Viertel Jahr gewählter Jugendspre- 
Bene 
die „ständige Unruhe im Betrieb" 
beklägte und wetter 
trieb muß ein Kommunist sein! 
In der Tat war Kollege Peter B. 
bemüht, seine Kollegen für die 
Gewerkschaft zu interessieren, 
der Tat ließ er sich auch nicht 


Weier, daß die Lehrlinge sowieso 
vie zu viel Freiseit hätten und in 
„anrüchigen Kneipen” herumsitzen 
Teen RE slen bechacheen 
ließ! 

Als alles. nichts half, nahm 
Weier den Kollegen {Peter B. 
direkt aufs Korn: Zuerst rief er 
bei der Gewerkschaft an und 


at ah ürkundige sich scheinheiig nach 
von Weier einschüchtern. Statt Bestimmungen über Kün 

dessen legte er der Geschäftslei- y dann, 
tung die ersten Forderungen der 


Lehrlinge nach Aufhebung berufs- 
man 


schutz von Jugendsprechern, dann 
beauftragte er seine Taschenträger, 
dem Kollegen 


Peter B. nach 


ichon seit langem versuchen die verschiedenen polizeilichen Organe der 
Kapitalistenklasse, die Eutiner Gruppe des KB auszuleuchten, Zu gern 
iSten 'diese Spitzel, wer alles im KB organisiert ist, wer mit der 
organisation sympathisiert, wer die leitenden Genossen sind, usw. Da 
Emietet sich ein Polizei-Offizier mit einer ganzen Batterie von 
WMikrophonen gerade in dem Haus ein, in dem der KB ein Zentrum für 

iskussionen eingerichtet hat. Da versuchen betont „unauffällige” 
irren mutmaßliche KB-Genossen beim Plaudern in der Kneipe 


auszuhorchen usw. Doch dies war der vorläufige Höhepunkt: 


Au va... net an 


ins CDU-Hotel 


‚ngelegenheit” 
‚Wittler”, Dort bemühte sich der 


-Mann, den erstaunten Vater 
um Hilfs- Sheriff für seine Spit- 
eldienste zu ‚engagieren. Er sollte 

Weinen Sohn aushorchen, die Na- 

Mimen derjenigen nennen, mit de- 

'n sein. Sohn verkehrt’ usw. Der 

jater distanzierte sich entrüstet 

von den GESTAPO - Manieren des 

[Kieler _Landesverfassungsschutz- 

ımtes und drohte dem V-Mann 

in gerichtliches Nachspiel 
um 


wenn ‚dieser seine dunklen Um- 
triebe nicht einstellen würde. Die 
charakterliche Aufrichtigkeit des 
betroffenen Vaters brachte erneut 
einen der zahllosen Fälle staatli- 
cher und_polizeilicher Bespitze- 
lung ans Tageslicht, 

Die verstärkte 


Spitzel- und 


Durchleuchtungstätigkeit von Ver- 
fassungsschutz, Kripo, der Politi- 
des 


schen Polizei und MAD 
(Militärischer Abschirmdienst), des 
‚Bundes- Nachrichtendienstes und 
der verschiedenen Werkschutz - Or- 
ganisationen im Verbund mit der 
aktiven Denunziantentätigkeit von 
SPD- Betriebsgruppen, reaktioni- 


ren Betriebsräten und verschiede- 


Feierabend nachzuspionieren. Er 
wollte „doch zu gern einmal 
wissen”, "ob Kollege. Peter B. 
„micht 'noch wo anders organi- 
siert” ist. Schließlich wurde Peter 
B. gefeuert, und zwar mit einer 
fadenscheinigen und erlogenen Be- 


gründung. 


Langfristig: kann): Weier mit 
dieser Methode gegen „seine” 
‚Arbeiter nicht gewinnen. Zu of. 
fensichtlich sind seine Unter- 
Ar ungemein, ee 
lichen Bespitzelungsverrache usw, 
als daß die Kollegen dies einfach 
so hinnehmen werden. Schon ist 
die Gewerkschaft in Eutin aktiver 
geworden, als dies bisher der Fall 
war. Schon haben Kollegen aus 
Verschiedenen Betrieben dieser Re, 
on begonnen, die Zeitungen den 
Kommunisten tegeimäßig zu lesen, 
aisdischen einge mie demiER Ei 
Verbindung getreten, um gemein- 
same Abwehrmaßnahmen zu pla- 
nen und durchzuführen. 


Da die Kapitalisten immer 
wieder versuchen werden, gerade 
unsere aktivsten Kollegen einzu- 
schüchtern und rauszuschmeißen, 
muß eine wichtige Kampf 
forderung der Arbeiter und Ange- 
stellten sein: 


Kündigungsschutz für 


alle, 


gewerkschaftlichen Vertrau- 
und 


ensleute 
sprecher! 


Jugend- 


nen Gewerkschaftssekretären und 
in letzter Zeit in stärker werden- 
dem Maß auch von DKP- Leuten 
gegen Kommunisten und auch 
andere fortschrittliche Kräfte, sind’ 
deutliche Anzeichen dafür, daß 
sich die Kapitalistenklasse auf 
Verbot und Zerschlagung der 
kommunistischen Organisationen 
vorbereitet. 


Das KPD-Verbot besteht, 
auch wenn die Kapitalisten davon 
in letzter Zeit wenig Gebrauch 
gemacht haben. Bevor die Kapita- 
istenklasse ‚die Kommunisten ver- 
bieten wird, ist sie bemüht, alles 
von ihren Organisationen bis ins, 
Detail hinein kennenzulernen. So 
schaffen die Kapitalisten sich die 
Voraussetzungen, ein illegales Wer- 
terbestehen der” kommunistischen 
Organisationen zu verhindern. 
Beim Wiederaufbau der KPD, der 
zentralen Aufgabe aller westdeut- 
schen Kommunisten, muß daher 
der Gesichtspunkt der konspirati- 
ven Absicherung aller Arbeiten 
schon jetzt verschärft berücksich- 
tigt werden. 


Kontaktadressen des KB Bremerhaven: Arbeiterbuch, Pol, Buchhandlung, 285 Bremerhaven, "Bürger 1987, 


\ 


Au ner Benisersenmming 
der FSG (Flensburger Schiffsbau- 
gesellschaft) kurz vor Jahresende 
gab Betriebsrat von Essen diese 
bezeichnende Erklärung ab: 


„Alle Kollegen wissen, daß ich, 
ein Linker bin. Ich sitze schon 
jahrelang im Betriebsrat und habe 
mich oft mit der Geschäftsleitung 
angelegt. Aber sie hatte immer 
ein offenes Ohr für soziale 
Angelegenheiten, und wir sind gut 
miteinander ausgekommen. Das ist 
der beste Vorstand, den man sich 
(Überhaupt denken kann.” 


FSG-Direktor Hilgenberg. be- 
dankte sich bei y. Essen und lobte 
ihn vor den Arbeitern als „sehr. 
guten Mann, mit dem wir immer 
bestens zurechtgekommen sind. 
— Eine Hand wäscht. die ande 
Kommunisten meinen dage- 
: Die Interessen der Arbeiter 
die der Kapitalisten lassen 
nicht miteinander vereinbs- 
ren, sondern stehen in direktem 
unversöhnlichem Gegensatz 
zueinander. Da bleibt kein Spiek 
raum für „gutes miteinander Aus- 
kommen” oder gar „beste Zusam- 
Es kennzeichnet ja 
gerade die Demagogie der Kapita- 
istenklasse, immer dann von 
„guter Zusammenarbeit” zu spre- 
Chen, wenn es git, die Arbeiter- 
klasse den Interessen der Kapitali- 
sten unterzuordnen und 
ihr verfügbar zu machen. 


Wie aber ist es nun mit: diesem 
„besten Vorstand”, den v. Essen 
„sich überhaupt denken kann” 
und dessen „immer offenem Ohr 
für soziale Angelegenheiten” tat- 
sächlich bestellt? 
® Steigende Unfallzahlen auf der 
Werft; 1970 ging eine völlig, 
veraltete Acetylen - Anlage in 
die Luft.- Ein Arbeiter fand 
den Tod, ein anderer wurde 
schwer verletzt, 


© Nach der Metallrunde 1970 
versuchten die FSG-- Bose ge- 
rade erkämpfte Lohnerhöhun- 


gen durch Streichung übertarif- 
licher Zulagen bei den Zeitlöh- 
nern wieder rückgängig zu 
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öllig verschimmelt 


den Kollegen verhindert wer- 
den. 

© Mehrfach versuchte gerade Di 
rektor Hilgenberg auf Betriebs- 
versammlungen die Kollegen 
von Lohnforderungen abzuhal- 
ten und trat — wie kann es für 
einen Kapitalisten anders sein 
— für die Lohnleitlinien ein. 


Bei diesen Dingen stand v. 
Essen der Geschäftsleitung behilf- 
lich zuf Seite und demonstrierte 
„gute Zusammenarbeit”. Auf 
ner anderen Betriebsversimm- 
lung, während der diesährigen 
Tarifrände, versuchte v. Essen die 
Kollegen vom Kampf abzuhalten 
und warnte sie vor Streiks, „weil 
wir sonst die SPD- Regierung, 
unsere Arbeiterregierung (!) ge 
fährden.” 

Dies waren während der gan- 
zen Lohnrunde die besten „Argu- 
mente” der rechten Gewerk- 
schaftsführer, um die Metallarbei- 
ter von einem konsequenten 
Lohnkampf abzuhalten. 

Übrigens ist Betriebsrat r. 
Essen politisch organisiert. Der 
Leser sollte jetzt einmal raten 
wor?? 

(arm 


In der DKP-Betriebszeitung 
schreibt dieser Mann kurioser- 
weise: „Diese Zeitung wird von 
Arbeitern für Arbeiter geschrie- 
ben. Sie wird von Arbeitern 
geschrieben, die nach Kräften 
versuchen, sich konsequent um 
die Interessen der Kollegen zu 
bemühen. (...) Deshalb wird es 
für uns das veriogene Geschwätz 
von der ‚Sorialpartnerschaft” und 
von dem "Wir sitzen alle in einem 
Boot’ nicht geben. Zwischen 
KAPITAL und ARBEIT kann es 
keine Gemeinsamkeiten geben.” 
Es scheint, daß v.Essen die 
Dinge, die er abends — wahr- 
scheinlich in Bierlsune — schreibt, 
nächsten. Tag auf der Werft selbst 
nicht mehr so ernst nimmt. 


doch wirklich nicht schön aus” 
Dies war die zynische Bemerkung 
des _ NORDMENDE - Direktors 


181.9.90 - 18.30, Tel.st24s« Eutin Hartmut Lankau, 242 Eutin-Großmeinsdorf 
Flensburg "M. Göhler, 239 Flensburg, Postfach 459, Frankfurt D. Müller 
6237 Bad Soden, Postfach 1371, Tel. Ffm/558072, DI. 17.30-19h, u.Fr. 17-20h, 
Hamburg Arbeiterbuch, Pol, Buchhandlung, 2 HH 18, Grindelhof 45, Tel.453301, 
19.9-18. 30h, Oldenburg U. Bartling, 29 Oldenburg, Ziegelhofstr.37, Tel. 10888, 
Mo; u. Mi.17- 

I) 


£ vo 


Mit-dieser Maßnahme versuchte 
die Geschäftsleitung, die Informa- 
tionstätigkeit der IGM weiterhin 
einzuschränken. Und das mitten 
in der letzten Meialirunde. Zy- 
nisch schlug Direktor Schöps 
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Entlassungen 
‚bei Colgate: 


Gegen die Kampfbereitschaft 


m die Kampfbereitchaft ihrer” Belegschaft, holten 


Belegschaft, 


holten 


Colgate - Bosse zu einem großen Schlag aus: 52 ihnen unangenehme 
Kollegen sollten schubweise entlassen werden. 15 Entlassungen wurden 


sofort 


ausgesprochen. 


in 2 Fällen mußte die 


Kündigung wegen 


Protestes wieder zurückgezogen werden. Der Vertrauenskörper und die 
Betriebszelle des KB nahmen sofort aktiv den Kampf gegen diese, 


Entlassungen auf. Die. Kollegen 


standen geschlossen. hinter ihren 


Vertretern, so daß die Geschäftsleitung vorerst zurückweichen mußte, 


und ihre weiteren Entlassungspläne 


A ta.Den einen in den 


beiden Hamburger Boulevard - 
Blättern „Bild und „Hamburger 
Morgenpost” je ein Artikel über 
die geplanten Entlassungen von 
52 Kollegen beim Hamburger 
Chemie- und Kosmetik - Betrieb 
COLGATE- PALMOLIVE. „Bild” 
stellte die Meinung der Kapitali- 
sten, die „Morgenpost“ die Mei- 
mung der Gewerkschaftsführung in 
den Vordergrund. Keine der bei- 
den Zeitungen vertrat die Mei- 
nung der Colgate - Kollegen. 


Was war. wirklich geschehen? 
Schon seit längerem plante di 
Geschäftsleitung, insgesamt 52 
Kollegen schubweise zu entlassen. 
15 Kollgegen sollten den Beginn 
machen. „Mit dieser Maßnahme 
wollte die Geschäftsleitung zweier- 
lei erreichen: 


Einmal sollte die sog. „Arbeits- 


disziplin" im Betrieb wie 
derhergestellt werden, d.h., die 
Colgate - Kollegen sollten einge- 


schüchtert erden, Angst um. den. 
Arbeitsplatz. bekommen usw. Da- 
mit wollte die Geschäftsleitung 
die kämpferische Haltung der 
Kollegen brechen, die seit den 
Ietzten Streiks besteht und so.das 


Colgate 


Biere 

‚Teschendorf hatte „keine Einwän- 
de” gegen die Entlassungspläne 
der Colgate-Bosse, was seiner 
Zustimmung gleichkam. Entspre- 
chend konnte Colgate - Boß 
Schadow den „Bild” — Schreiber- 
lingen später melden: „Der Be- 
triebsrat hat den Entlassungen 
zugestimmt!” Teschendorf hatte 
es allerdings wieder einmal ver- 
siumt (offensichtlich ganz be- 
wußt!), die anderen Betriebsräte 
vorher zu befragen, Er stellte sie 
vielmehr einen Tag später vor 
vollendete Tatsachen, Das aber 
war 3 anderen Betriebsräten, 
Kollege Neumann an der Spitze, 
denn doch zu viel. Sie kündigten 
ihren Rücktritt aus dem Betriebs- 
rat an und informierten die 


Vertrauensleute über die geplanten " 


und: schon teilweise  vorgenom- 


menen Entlassungen und über 
Teschendorfs eigenmächtige „Ge- 
nehmigung” 


Ein Rücktritt der 3 Betriebs. 
räte hätte den gesamten Betriebs- 
rat platzen lassen. Denn schon 
Ende Oktober letzten Jahres 
traten 2 Betriebsräte (Brose und 
Waßmann) zurück, weil Betriebs 
ratsvorsitzender Teschendorf wie- 


zurückstellte. 


ihr genehme 
kommenden 
im 


„Klima” für die 


helfen, den alten Betriebsrat mit 
Teschendorf und Danilowitz wie- 
der in den Sattel zu heben. 


Zum anderen wollte die Ge- 
schäftsleitung „saubere. Verhältnis- 
sim Betrieb schaffen und 
diejenigen raushaben, die zu oft 
fehlen und deshalb für die Firma 
nicht tragbar sind”, wie Stiller 
von der Geschäftsleitung während 
der letzten  Betriebsversammlung 
auf Anfrage eines Vertrauensman- 
nes ausführte. Das heißt also, daß 
diejenigen, die sich in den letzten 
Jahren für Colgate kaputt ge- 
macht haben, sich Vergiftungs- 
schäden und andere Krakheiten 
bei der Arbeit zugezogen haben, 
jetzt gegen „frische Arbeitskräfte” 
ausgetauscht” werden sollen. Auf 
diese Weise. hoffen die Colgate - 
Bosse, das Arbeitstempo erneut 
wesentlich steigern zu’können. Sie 
rg 

” für sie derzeit’schr günstig it, 
we infolge der kapitalistischen 
Krise viele Betriebe Entlassungen 
und Kurzarbeit vorgenommen 
haben. 


der mal eigenmächtig und ohne 
Benachrichtigung der anderen Be- 
triebsräte der Neu - Einführung 
einer -3.$chicht (Nachtschicht). 
zustimmte. Das Platzen des Be- 
triesrates wegen der eigenmächti- 
gen Aktion Teschendorfs hätte 
sofort Neu-Wahlen nach sich 
gezogen, wobei klar wäre, daß die 
Colgate- Kollegen kaum die alten 
Arbeiterverräter  Teschendorf, 
Danilowitz & Co. wiedergewählt 
hätten. Der Zusımmenbruch die 
ses Betriebsrates hätte der kapita- 
listen -hörigen SPD-Politik im 
Betrieb den Todesstoß versetzt. In 
dieser Situation trat IG - Chemie - 
Sekretär Holst auf den Plan und 
wetterte in gut. gespielter Entrü- 
stung gegen die geplanten Entlas- 
sungen. Allerdings nicht, um den 
betroffenen Kollegen zu helfen: 
Holst wußte schon seit längerem 
von diesen Entlassungen, ohne 


auch nur den kleinen Finger zu 
rühren. Dennoch heuchelte er 
Erstaunen, als Kollege Heinz 
‚Neumann ihn darüber informierte. 
Holst ging es nicht darum, die 
Entlassungen zu verhindern, son- 
dern er wollte vielmehr vermei- 
den, daß der Betriebsrat platzt. 
Er hatte nämlich Angst, daß in 


| 
| 


Betriebsrätewahlen $ „strikt abgelehnt”. Statt dessen 
Frühjahr schaffen. Auf diese @zogen sie vor, auf einer sog. 
Weise wollte die Geschäftsleitung @ „unabhängigen Gegenliste” zu 


lich unerwartet war die 
Reaktion des derzeit noch amtie- 
renden Betriebsrates. Diese Leute, 
voran Teschner und Weiland, 
wollten „plötzlich” mit auf 
Vonehigline der 1G-Chemie. 
Bisher hatten sie dies immer 


ındidieren. Damit kamen sie 
einem. Aulıng der Gechifelen 
Tung nach: Diese wollte, unter 
allen Umständen vermeiden, daß 
jemand vor Verrat 
An veuen DR m em DIE 
glaubte Ge an beten 
'Gegenliste sicherzustellen. Und die 
Herren Betriebsfürsten Teschner & 
'Co. mischten eifrig mit!, Sa sollte 
die bikenee 
beit ee zn : 
Geschäften 
‚Arbeiter u" 
(Chemie Betriebes 
(Höchst - Konzern) 
Gen. 


gute. Zusammenar. 
en" Betiebare und 
zu Lasten der 
und Angestellten des 

RACAG 
sichergestellt 


Doch die Situation im Betrieb, 
der immer höher werdende ge. 


een ren ke 
gen durchkreuzte die Pläne der 
Geschäftsleitung. Als dieser klar 
wurde, daß, eine Gegenliste bei 


einen neuen Betriebsrat solche 
Kollegen hineinkommen, die ihren 
Hauptgegner in der Geschäftslei- 
tung und nicht wie er in „Roten 
Zellen” schen. 


Auf einer außerordentlichen 
Sitzung des Vertrauensleute - K 
pers erschien Holst zusammen mit 
‚einem DGB - Juristen. Dieser wies 
darauf hin, daß Kampfmaßnah- 
men der Belegschaft nicht in 
Frage kommen und kündigte statt 
dessen juristische Maßnahmen ge- 
‚gen die Entlassungen an. Weitere 
„Maßnahmen“ nannte Holst: 


a) A „‚Morgen- 
post! 
b) Flugblatt der Gewerkschaft, 


wenn genügend Informationen. 
vorliegen. Dieses Flugblatt ist 
erwartungsgemäß bis heute noch 
nicht erschienen. Statt dessen 
wurde ein Flugblatt, gegen die 
Zeitung der Betriegszelle Colgate 
‚ROTES BANNER” verteilt, 


1 in der 


Holst schulterklopfend zu Kollege 
Heinz Neumann: „So ein altes 
Kämpferherz tritt doch nicht 
einfach zurück!” Mit vereinten 
Kräften gelang es schließlich der 


SPD-Betriebsgruppe und den 
1G - Chemie - Sekretären, die 
Rücktrittsandrohung der 3 Be- 
triebsräte aufzuheben und den 
Betriebsrat noch einmal wieder 
zusammenzuflicken. 

Auf_ der Betriebsversammlung 


vom 13. Dezember nahmen einige 
Vertrauensleute die Geschäftsler- 
tung wegen der geplanten Entlas- 
sungen in die Zange. Der Spre- 
cher der Geschäftsleitung bestritt 
plötzlich, daß noch weitere Ent- 
Iassungen geplant seien. Dies war 


Bei Gegenwind kreuzen! 


Am 30. Nov. 71 legte der Vertrauenskörper der RACAG (Reichhold - 
Albert Chemie- AG) — nach intensiver Diskussion mit den Arbeitern 
und Angestellten im Betrieb — die Vorschlagsliste der 1G » Chemie für 
die anstehenden Betriebsräte - Wahlen auf den Tisch: 17 Vertrauensleu- 3 
te, 8 Angestellte und 9 Arbeiter, wollten sich zur nächsten Wahl 
stellen. Gewerkschafts- Sekretär Holst reagierte leicht verschnupft, weil 
er so vor vollendete Tatsachen gestellt wurde und ihm keine Zeit mehr 
blieb, eine Vorschlagsliste nach seinem Geschmack zurechtzuschustern. 


den Kollegen mit Pauken und 
Trompeten durchrasseln würde, als 
sie den scharfen Gegenwind, der 
ihr aus den Hallen, Werkstätten 
und Labors entgegenwehte, ver- 
spürte, änderte sie ihren Kurs. 
„Bei Gegenwind muß man kreu- 
zen”, saggte sie sich und wies 
Teschner, Weiland & Co. an, sich 
doch noch schnell auf die 1G- 
Chemie - Liste serzen zu lassen. So 
hofft die Geschäftsleitus 
stens noch einige Exemphare ihrer 
alten Betriebsrats - Garnitur mit in 
den neuen BR herüberzuretten. 
Verzweifelt bemüht sich jetzt 
die Geschäftsleitung, den abgegrif- 
fenen Glanz des alten Arbeiterver- 
räters Teschner noch einmal auf- 
zupolieren. In ihren Hausnachrich- 
ten („kurz berichtet”') bemüht sie 
sich, diesen Mann als aktiven 
Vertreter der Arbeiter - Interessen 
hinzustellen, der in „zähen. Ver- 
handlungen” eine Erhöhung der 
Schichtzulagen erreicht hat u 
Die Bemühungen der Geschäftslei- 
tung, das Ansehen dieses Mannes 
zu stärken, sind derart durchsich- 
tig, daß kein Mensch bei RACAG 
darauf reinfallen dürfte. 


Die _ Vertrauensleute 
schon immer auf einer 


chen Vorschlagliste der 1G- 
Chemie bestanden. Sie, werden 
auch jetzt. nichts einzu- 


wenden haben, daß” einige der 


rotes bannc: 


aan en 
a 
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natürlich eine Lüge. Aber offen- 
sichtlich ist der Geschäftsleitung 
diederzeitige Situation im Betrieb 
zu ungemütlich, so daß sie ihre 
Entlassungspläne erst einmal etwas 
zurückgestellt hat. Dies ist allein 
dem entschiedenen und kämpferr- 
schen Auftreten einiger Vertrau- 
ensleute und ihrer geschlossenen. 
Unterstützung durch die Colgate - 
Kollegen zu verdanken. Dennoch 
ist Außerste Vorsicht geboten, da 
die Colgate - Bosse jetzt auf eine 
für sie günstige Situation lauern 
werden, um ihre Pläne doch noch. 
durchzusetzen. 

Einen ersten Erfolg konnte die 
Geschäftsleitung inzwischen schon 
wieder verbuchen: Nachdem am 
21. Dezember die erste Ausgabe 
der Betriebszeitung „ROTES 
BANNER” erschien, konnte die 
Geschäftsleitung am 22. Dez. zu 


gemeinsamen Kampf gegen links” 
ausbauen: Nach der gemeinsamen 
Sitzung diktierte die Geschäftslei- 
tung dem Betriebsrat ein Flug- 
blatt gegen die Zeitung „ROTES 
BANNER”, weiches mit Treundli- 


® 


alten Betriebsräte mit auf diese 
einheitliche Liste kommen. Ent- 
scheiden werden im Endeffekt 
allein die Arbeiter und 
ten der RACAG, durch wen sie 
die nächsten 3 Jahre im Betricbs- 
II erreien_ sein wollen. Far 
ieschner „& Co. stchen j 
en 
Und das ist für die Kollegen bei 
der RACAG_ nur gut. Denn in 
den nächsten Monaten wird sim $ 
Betrieb heiß hergehen. Für die 
Angestellten und Arbeiter wirds 
dann wichtig sein, ob sie ernsthaf- - 
te Vertreter im BR sitzen haben, 
oder aber Taschenträger der Ge- 
schäftsleitung. Schon jetzt haben , 
die RACAG-Bose „für den 
Januar 1972 vorsorglich Kurz- 
arbeit” beim. Arbeitsamt angemel- 
det. Eines steht jedenfalls fest: 
Ein Betriebsrat vom Schrot, und! 
ad sind jeder Kurarbe jd 
wird jeder Kurzarbeit, j 
Kündigung, jeder eb 
ärfung widerstandslos zustim- 


en 
lange Krise mit 
macht was sie 
se sara eine Ws 
en 
een ne, 


Arbeiterkampf Nr.14/Jan.72 


® 
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‚Bericht der Betriebszelle Blohm & Voss _ 
NN ce. 
Am 26.Nox. wurde unsre Verrauensrau, Kollegin Hlona D. „mic sion war vv. Es wenn Wie _ Damit hat unsere Versus x 
sofortiger Wirkung beurlaubt”. Sie hatte gegen die ungerechtferigte sich sicher ist, daß der meue frau den Nagel genau auf den 
Kündigung ihrer Kollegin Erika P. protestiert. Die Geschäftsleitung Kolleg" nicht poliisch oder ge: Kopf, getroffen: Die Betriebsräte \ 
; werkschaftlich aktiv oder inrer- Knßdler, Schreyer, Höppner & 
hatte so. großes, Interesse am sofortigen Verschwinden unserer siert ist, kann der Kollege mit Co. sind zwar aktiv „. aber nicht 
Vertrauensfrau, daß sie bereit war, ihr Gehalt „freiwillig bis zum Siner Einstellung bei B&V roch im Interese der Werftrbeiser. fiei gab. Abtelungschef Bienert 
nächsten Kündigungsermin weiteruzahlen. Trotz sofortiger Beurlau Merkwürdig" in diesem Vielmehr basteln diese Leute schr (Einkauf) sprach das auch ganz 
bung besuchte Kollegin 1lona D. noch: die nächsen beiden Zusammenhang ist such die Tar- aktiv an ihrer eigenen Karriere in unverhohlen aus: „Solche Leute, 


Vertrauensleute - Sitzungen. 


Ammer wieder passiert es auf 
der Hamburger  Schiffswerft 
Blohm & Voss (B&V), daß 
Arbeiter plötzlich” und aus 
„unerfindlichen Gründen” gekün- 
dige werden. Häufig sind. diese 
Kündigungen verbunden mit „so 
fortiger Beurlaubung” und „solor- 
gem Zutrittsverbot zum Be- 
trieb”. Die Praktiken der Ge. 
schäftsleitung sind den Werftarbei- 
vern seit langem bekannt. Sie 
kennen auch den Grund dafür 
„Politischer Fall”, sagen sie 


Im Lehrlingsbereich. herrschen 
ähnliche Zustände. Hier gehört es 
bereits zur. Trdiion des Beui- 
es, daß den Jugendsprechern 
ah Abechlan Auer Vekze eine 
Einstellung in den Betrieb verwe 
gert wird. Daran ändert 

Abschluß mit besten Zeugnissen 
ebensowenig, wie der Umstand, 
daß. die Geschäftsleitung. gle 


zeitig über teüre Zeitungsannon- 
wen entsprechende Facharbeiter 
sucht. 


AB Angestellter maß ehe 


schon vor Einstellung in den 
Betrieb von Personalchef Witte 
politisch durchleuchten lassen. 


Dieser Kapitalisten- Knecht will 


Der Metallarbeiter 


ob der meue Kollege 
Mitglied im KB, in der DKP und 
in der Gewerkschaft ist oder zu 
diesen Organisationen) Kontakt 
hat, Außerdem stellt_ci noch eine 
Reihe“ weiterer „merkwirdiger” 
Fragen, etwa solche, ob man 
Bekannte oder Verwandte in 
„linken Organisationen” hat oder 
Schon einmal auf einer Demon. 


sache, daß der” Betriebsratsvorsit- 
zende Knödler solchen Befragun 
gen schon häufiger  beigewohne 
at. allerdings ohne zu prote. 
stieren, obgleich durch diese Ve 
höre ganz offensichtlich Grundge- 
setz und auch Betriebsverfassungs 
gesetz verletzt werden. 


Im Betrieb selbst geht das 
Schnöffeln nach politisch und 
gewerkschaftlich aktiven Kollegen 
weiter: Durchsuchen von Taschen 
und Aufbrechen von Schränken 
gehören bei B&V ebenso zu den 
üblichen Praktiken, wie das Nach 
spionieren nach Feierabend und 
sogar Beobachten von Demonstra- 
tionen linker Gruppen auf der 
„Suche” nach B&V’lern. 


Durch das sofortige 
nen” derart ge 
will die Geschäftsleitung verhin. 
dern, daß die Werftarbeiter mit 
ihren entlassenen Kollegen disku- 
tieren und. die Methoden der 
Geschäftsleitung so bekannt wer- 
den. Im Fall unserer Vertrauens- 
frau Ilona D. hat dies allerdings 
micht so geklappt, wie es einige 
Herren sich wohl wünschten: 
Kollegin Ilona \D. besuchte nam, 
lich auch nach ihrer „Entfernung” 
aus dem Betrieb die Vertrauens- 
leute -Sitzungen vom 1. und 
Dez. Hier packte sie auss Sie 
uchiete 4 erenplarsche We 


Entfer- 


UI an Zutanmenp) 


DKP-Denunzianten 


Im Zusammenhang mit 

r Kündigung der Kollegin 
Tika P. und der „sofortigen 
SBeurlaubung” der Vertrauens- 
Sfrau Ilona D. bei der Ham- 
burger Schiffswerft Blohm & 
Voss berichtete Kollegin 
llona D. den‘ Vertrauensleu- 
n auf der Sitzung vom 
81. Dez. von einem Gespräch 
S zwischen ihr und Betriebs- 


traulich mitgeteilt, daß „ein 
jüngerer DKPist" ihm die 
„Warnung erteilt” hätte, daß 
Kollegin „Erika P. eine hohe 
ILZ- Funktionärin” sei. 
Deswegen müsse man sie 
5 ‚schnellstens rausschmeißen”., 
Das SALZ ist eine Organi 
tion Hamburger Kommun) 
n, die jetzt mit anderen 
im KB. zusammengeschlossen 
ist.) Also eine gezielte De- 
Inzation der DKPI Die 
Vertrauensleute bei B&V rea- 
Sgierten mit Erstaunen und 
;Entrüstung. Viele boten auf 
Eder Stelle Prügel an, wenn 
Zman den DKP- Denunzianten 
erwischen würde. Dieser 
Mann ist unserer Betriebs- 
inzwischen _ bekannt. 


Selle 
Sollte er noch einmal einen ” 
ENTE 3 e 
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Kollegen. denunzieren, wer- 
den wir seinen Namen ver- 
öffentlichen! 


In der letzten Zeit ist es 
in Hamburg. schon “ häufiger 
vorgekommen, daß Genossen 
unserer Organisation, 
auch andere fortschrittliche 
und  klassenbewußte Kolle- 
gen, von denen man nur 
vermutete, daß sie mit uns 
sympathisieren, von DKP- 
Kollegen denunziert wurden. 
Es ist jetzt sogar ein DKP- 
„Komitee zur Zerschlagung 
des KB gegründet worden. 


Dies ist das logische Er- 
gebnis einer Politik der 
DKP-Führung, die darauf‘ 
abzielt, mit Lügen, demagogi- 
schen Entstellungen usw. ihre 
Mitglieder gegen uns aufzu- 
hetzen. So hofft sie, politi- 
sche Auseinandersetzungen 
mit uns und vor allem 
gemeinsame Aktionen zum 
Nutzen der Arbeiterklasse zu 
vermeiden und andererseits 


ihre Mitglieder glauben zu Emußte 


‚machen, sie sei eine kommu- 
nistische Organisation, die sie 
in Wirklichkeit natürlich 
nicht ist. 0} 


aber 


triebsratsvorsitzendem 
seschäftsleitung beim 
wewerkschaftlicher Akti 
Folgenden Bericht gab 

ollegin Ilona D. 


ödler brauchte als Nachfol- 


Knödler dafür. vor 
-hen worden. Später Ber EE 
loch, daß Kollegin Ilona. D, 
icht bereit war, in ihrer, Ver- 

trauensleute - Arbeit den arbeiter 

ichen Kurs von Knödler & 
m Betrieb mitzusteuern. So 
h Knödler sich veranlaßt, eine 

jeue Kollegin, nämlich Erika. P. 
ustellen. Diese Kollegin soll 
ter in Verdacht bei Knödler 
raten sein, mit dem „METALL- 
IRBEITE (Branchenzeitung 
les’ KB/ Gruppe. Hamburg) zu 
/mpathisieren. Darin sah Knödler 
in Risiko. Er meinte wohl, daß 


‚ödler offensichtlich. so 
vor den nächsten Betriebsrä- 
wahlen nicht eingehen. Alo gab 
Kollegin Erika P. zum Abschuß 
denunzierte sie bei der 
ieschäfisleitung. Als Kollegin 
sich an ihre Vertrauens- 

rau wandte und diese — ent- 


jerieb verlassen. Unter 
türmischen. Beifall der 120 an- 
vesenden  Vertrauensleute, rief 
ollegin Ilona D. aus: „Ex sicht 
0 aus, daß Kollege Knödler aus 
'm Rohr mit der Geschäftslet. 


der Gewerkschafts- und SPD - Bö- 
rokratie. Voraussetzung für eine 
solche erfolgreiche Karriere ist es, 
daß sie die Werftarbeiter bei B&V 
„fest im Griff" haben und es 
Verstehen, dort die Vorstellungen 
der Gewerkıchfis- und. SPD- 
Führung durchzusetzen. Vor der 
Tarifeunde z.B. verhinderten diese 
Herren mit allen Tricks, daß im 
Vertrauensleutekörper über Lohn- 
Kederungen dnkitiee werde, 
während sie in der großen Tari 
kommission sich für die ungen! 
gende 10%-Forderung „im Na- 
men der B&V-Kollegen” stark 
machten und gegen höhere Forde- 
rungen aus anderen Betrieben 
polemisierten. Während der Tarif- 
tunde konzentrierten sie sich 
darauf, zu verhindern, daß die 


die hier die Kollegen beeinflussen 
und Unruhe schüren, kann die 
Geschäftsleitung nicht _gebrau- 
chen!” Das bezog sich auf die 
Beschwerde, die Kollegin Ilona D. 
beim Betriebsrat gegen die Kündi- 
guns on Kollegin. Erika P 
einlegte. 


Wenn die Betriebsräte gerade 
jetzt sehr leutselig, freundlich und 
geschäftig tun, dann zeigt das 
nur, daß bald wieder Betriebsräte- 
wahlen anstehen. Die SPD-Be- 
triebsgruppe, deren Vorsitzender 
Knödler ist, hat den Aufirag 
erhalten, wieder das Rennen zu 
machen. Es ist allerdings zweifel- 
haft, ob dies:so glatt geht, wie es 
Knödler & Co. erhoffen. Es sollte 
in nächster Zeit Aufgabe _der 


Vertrauensleute konkrete Vorbe- 
reitungen für Kampfmaßnahmen 
weffen konnten. Nach der Lake: 
runde feierten sie den. schäbige 
7.5%- Abschluß. als „Erfolg der 
Taktik der IGM” und verlangten 
von den Vertrauensleuten „mehr 
Vertrauen als bisher in die 
Gewerkschaftsführung”. Die 
B&V - Bosse waren schr zufrieden 
mit diesem Betriebsrat 


Auch bei anderen Gelegen- 
heiten betätigen sich, Knddler & 
Co. im Sinne der SPD- Führung 
die die Regierungsgeschäfte der 
Kapitalistenklasse derzeit wahr- 
nimmt. So z.B. auf der „Arbeit- 
nehmer - Konferenz” der Hambur- 
se SPD. mo Knödler das rk. 
tionäre _ Betriebsverfassungsgeserz 
aus vollem Halse lobte, so z 
wenn er im Betrieb gewerkschaft 
liche Aktivitäten abwürgt mit 
Hinweis auf die sog. „Betriebsver- 
einbarung” (zwischen Betriebsrat 
und Geschäftsleitung, um „Ruhe 
im Betrieb” zu garantieren). So 
auch bei unserer Vertrauensfrau 
Ilona D.. die Knödler bei der 
Geschäftsleitung zum Abschuß 


Vertrauensleute bei BAV sein, alle 
Kollegen umfassend über „ihren” 
derzeitigen Betriebsrat aufzukli- 


Kader nicht mber das Reancn 
macht, ist es immer noch mög. 
lich, daß Schreyer, Höppner oder 
andere Mitglieder aus der SPD- 
Betriebsgruppe die Wahl machen. 
Viele Kollegen und auch allerhand 
Vertrauensleute sagen sich" „Die 
sitzen so fest im Satıel, das 
haben wir bei der Tarifrunde 


geschen. Sie machen was sie 
wollen, die fichen an allem 
Fäden”. Die ion, (die 
micht zuletzt durch Schreyers, 


Höppners und Knödlers 
Abwiegelei bei der letzten Tarif 
runde entstanden ist, komme 
diesen Burschen auch noch zu- 
gie. 
Bis zum Frühjahr ist jedoch 
zoh grügend, Zen. Bi dabin 
VE Yapschkei sugeamen 
er en 
das Handwerk zu legen. 
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Drugs Hollogen aufs Krouz yelogt ! 


2.Dez. 71 tagte die 27. 
Delegiertenkonferenz der IG 
Druck und Papier in Hamburg. 
Wichtigster Tagesordnungspunkt: 
die anstehende Lohntarifrunde in 
der Druckindustrie. Uwe Körner 
aus Lübeck, Mitglied der zentralen 
Tarifkommission hielt ein lang- 
atmiges Eingangsreferat „zur ge- 
‚genwärtigen wirtschaftlichen La- 
ae”. meinte er aber 
offensichtlich nicht die wirtschaft 
liche Lage der Arbeiter in der 
Druckindustrie, sondern aus 
schließlich die Lage der Unterneh- 
mer: Die Lage der Arbeiter, die 


ständigen Preis-, Miet- und Ge- 
bühren- Erhöhungen, die größer 
werdende Steuerlast, die sich 


ständig. verschärfenden Arbeitsbe- 
dingungen erwähnte Körner mit 
keinem Wort. In einem Wust von 
Zahlen, Daten und Prozentsätzen 
versuchte dieser Mann, jede ver- 
nünftige Argumentation zu erträn- 
ken. „Mit deinem Zahlensalat 
willst du uns doch nur besoffen 
machen!” rief ein empörter Dele- 
gierter dazwischen. 


Die Krone setzte Körner sei- 
auf, indem er 
ie Forderungen müs 
sen in angemessenem „Verhältnis. 
zum Erreichbaren stehen ... "" Als 
Vorschlag der Tarifkommission. 
unterbreitete er den Delegierten 
dann 8% „als der derzeitigen 


oder Haftstrafe bis zu 


verboten, 


Verfahrens sollen wir ragen. 


kriegen. Die für die K: 
0 nützliche „Ruhe im Betrieb” 
ist allerdings bei der Bauer - KG 
schon seit längerer Zeit futsch. 
Schuld” daran haben. allerdin 

Weniger die Kommunisten, als 
vielmehr die Kapialisten. selbst: 
Entlassungen, ständiges Erhöhen 
‚der  Arbeitsgeschwindigkeit und 
allerhand geschickt ausgestreute 
(Gerüchte, die die Kollegen veräng- 
stigen sollen, sind die Ursachen. 
So verbreiten reaktionäre Betriebs. 
h der, Geschäft 
leitung selbst eilrig das Gerücht, 
Se aurau ron Auge 
Rückgängen noch mehr Entlassun- 
igen, Umstellungen und andere 
„Rätionalisierungsmaßnahmen" ge- 
Den. wird. Gleichzeitig, verschwei- 
igen sie aber, wie sich die 
Kollegen dagegen wehren können, 
Die Kapitalsten wollen, eine ein: 
Igeschüchterte. Bel ie sie 
noch müheloser und. intensiver 
jausbeuten können, die sie noch 
mehr bei der Arbeit hetzen und 
antreiben können. 


In den ersten 3 Ausgaben des 
oe aid rk aan 
wrablatt wird. dies schonungslos 


Spanische Zustände 


Am 9. November flatterte uns ein gerichtlicher Bescheid (sog. 
„einstweilige. Verfügung”) vom Landgericht Hamburg ins Haus. Hierin 
wurde uns bei Androhung einer „Geldstrafe in unbeschränkter Höhe 
6 Monaten" 
Branchenzeitung „DER DRUCKARBEITER” weiterhin die Kollegen 
der „Albert - Bauer - KG” (Hamburger Klischee - Anstalt) über die 
derzeitigen Zustände ihres Betriebes zu informieren, Es wurde uns 
„Belegschaftsmitglieder” 
Bauer- KG „stehe vor wirtschaftlichen Schwierigkei 
sie stecke in der Krise.” Der Streitwert des Verfahrens wurde von den. 
Bauer - Kapitalisten mit 20.000,- DM angesetzt. Die Kosten des 


wirtschaftlichen Gesamtlage ange- 
messen”, 


Insgesamt meinte man hier 
keinen Gewerkschaftsführer gehört 
zu haben, sondern einen Sprecher 
der Druckerei - Besitzer. Entspre- 
chend war die Reaktion eines 
großen Teils der Delegierten: 


„Der Forderungsvorschlag 
deckt nicht die gestiegenen Le- 
benskosten”, „wie in der Krise 
66/67 soll jetzt der Arbeiter die 
Zeche bezahlen”, „damit kann ich 
den Kollegen im Betrieb nicht 
kommen", „es muß endlich eine 
offensive Lohnpolitik gemacht 
werden, die den Unternehmern an 
die Profite geht”, „das war ein 
Arbeitgebervortrag”, „0 spricht 
bei uns im Beirieb nur der 
Unternehmer", „ich komm mir 
vor. wie auf einer Unternehmer- 
Konferenz” — so und ähnlich war 
die Meinung vieler Kollegen 


Die Kollegen stellten Gegenfor- 
derungen: Delegierte von Springer, 
Hamburg, unterstützten die Forde- 
ung der Münchner Merkur - Kol- 
'iegen nach 35 DM (linear) 
wöchentlich. Eine Gruppe von 
Springer, Ahrensburg, _ forderte 
15% und für Lehrlinge 78 % vom 
Ecklohn, 


verboten, in unserer 


darauf hinzuweisen, die 
; zum Beispiel, 


ausgesprochen und gleichzeitig 
aufge zu wie. ich die Kollegen 
wehren können. Vor einer Beleg- 
schaft aber, die nicht mehr alles 


kampflos. hinnimmt, haben die 
Kapigalisten Angst. 'So bemühen 
sie ihre Gerichte, um den kom- 
munistischen Arbeitern einen 
Maulkorb zu verpassen. 


Den Auer. Bowen ie 
zwischen gelungen, mit Hilfe von. 
Entlassungen, Drohungen und Ein- 
schüchterungen noch einmal: ihre 
sg. „‚Ruhe im Betrieb" wieder 
herzustellen. Wie lange diese je: 
doch andauern wird, ist höchst: 
ungewiß: Denn die Kollegen bei 
Baer haben auch eine‘ wichtige 
Erfahrung gemacht: mit. Betriebs 
räten Fr Himmelrei st kein: 
Kam gen die Unternehmer zu; 
Cühren. Solche Leute mimen ihren 
Sessel in nächster Zeit räumen 
und Kollegen Platz machen, die 
willens sind, die Interessen der: 
Kollegen gegenüber der Geschäfts, 
chung zu vertreten. 

Die Praktiken der Bauer - Kapi-; 
talisten erinnern überdeutlich an’ 
spanische Zustände". Im fssch 
fischen Spanien gehen die Kapi 
lien mie Införmations- und 
Diskussionsverbot, mit Polizei und: 
eg 
Rechte der Arbeiterklasse vor. 


Dörrhöver vom Hamburger 
Ortsvorstand versuchte die 8%- 
Forderung zu verteidigen: „8% 
sind begründet, weil die Schere 
zwischen Forderung und Abschluß 
gering gehalten werden soll. Die 
Kollegen sollen nicht _aufge- 
peitscht werden, wie bei der 
letzten Tarifrunde.” 


Dieser Arbeiterverräter erklärte 
hier ganz offen, daß die Gewerk- 
schaftsführer noch unter 8% 
abschließen wollen und daß es 
ihnen (im Auftrag der SPD-Re- 
sierung und der Kapitalisten) vor 
allem darauf, ankommt, die Kolle- 
gen schön ruhig zu halten. 

Dieser Dörrhöver kann es sich 
noch immer erlauben, ganz offen 
seinen Arbeiterverrat” zu bekun- 
den, weil er sich bisher auf eine 
solide Hausmacht von reaktionä- 
ren Betriebsräten etc. in der 
Delegierten - Versammlung stützen 
kann. Als immer noch zuviel 
Protest von den Kollegen kam, 
bot Dörrhöver dann einen „Kom- 
promiß” von 9% an, „weil die 
‚Empörung unter den Kollegen so 
0ß ist”. Klar ist, daß dieses eine 
Prozent mehr nur der „Beruhi- 
gung” der Kollegen im "Betrieb 
dienen soll. In einer Abstimmung 
sprachen sich 54 Delegierte für 


die 9 %- Forderung aus, 33 Del- 
Bierte dagegen. 

In seinem Eingangsreferat hatte 
Körner noch zynisch „mehr Dis- 
kussion in den Betrieben über die 
Forderungen, mehr _ Mitbe- 
stimmung der Kollegen beim 
Tarifabschluß” gefordert. Dies war 
ein Beschluß des 9.Gewerk- 
schaftskongresses der IG Druck 
und Papier. Entsprechend forder- 
ten einige Delegierte erst Diskus- 
sion in den Betrieben über die 
Forderungsvorschläge der Tarif- 
kommission und des Ortsvorstan- 
des, bevor eine Forderung der 
Delegiertenversammlung festgelegt 
wird. Der ganze Verlauf der 
27. Hamburger Delegierten - Kon- 
ferenz und die Taktik der Ge- 


‚offenbar intensiver als bisher, den 
Kollegen im Betrieb die Forde- 
fung der Gewerkschaftsführung als 
„angemessen” aufschwatzen und 
Sie ansonsten beruhigen. 

Leider sind die Machtverhält- 
nisse in der Hamburger IG Druck 
und Papier noch so, daß Leute 
wie Dörrhöver, Körner & Co. ihre 
Vorstellungen " durchsetzen kön- 
nen. Das Abstimmungsergebnis. 
von 54:33 zeigt das. Dem 
entspricht eine Situation in vielen 
Hamburger « Druckereien, wo es 


keine oder wenig aktive Vertrau- 


Die IG Druck und Papier hat zum 31.1.1971 die Tarife für die 


Arbeiter in der Druckindustrie gekündigt. Die Forderung der zentralen 


Tarifkommission lautet: 
zusätzliche 2%, 


10% 


Lohnerhöhung, für Lohngruppe V 
sowie Streichung 


der Lohngruppe VI. ‘Für die 


Lehrlinge wird eine Erhöhung der sog. Ausbildungsvergitung von 20 % 


aefordert, 


Diese Forderungen der zentralen Tarifkommission liegen 


deutlich in der Nähe der Schiller’schen „Lohnleitlinien” von 7 — 8 %. 
Offensichtlich wollen die ‚Gewerkschaftsführer auf dieser „Leitlinie” 
abschließen und so die Erwartungen der Druck - Kapitalisten erfüllen. 


D. 10%-roneng der zu 

Tarifkommission berücksich- 
tigen nicht die Forderungen, die 
in verschiedenen Tarifbezirken 
von den Arbeitern aufgestellt 
wurden. So wurden bereits am 
2. Dez. 71 auf einer Mitgliederver- 
sammlung der IG Druck und 
Papier in München von 180 
anwesenden Kollegen folgendes 
Forderungspaket verabschiedet. 


"um 25 DM wöchentlich, 


3. Eine lineare Erhöhung der 
Löhne um 35 DM wöchent- 
lich. 


4. Die Laufzeit des kommenden 
| Lohntarifvertrages ist auf 7 
Monate festzulegen (um in 
Zukunft aus der suisonbeding- 
ten Flautezeit rauszukommen]. 


5. Automatische Kündigung der 

Lohntarifverräge, _ wenn die 

Preissteigerung die 4 %- Grenze 

übersieigt. 

6. Vergütung Auszubildender in 
Höhe von 30, 40, 50% vom 
Ecklohn für das jeweilige Aus 
Bildungsjahr. 

Auf_ der Hamburger Delegier- 

ten- Versammlung vom 6. Dez. 71 

wurde das Münchner Forderungs- 


paket von einigen Delegierten. 
unterstützt. Auch aus mehreren 
Westberliner Betrieben kamen 
Forderungen nach Vorweganhe- 
bung und einheitlichen Mark - 
und Pfennig -Sätzen (z. B. 120, 
monatlich). Bei Merkur, München, 
wurde u.a. Erhöhung der Ausbil 
dungsvergütung um 40, 55, 75% 
gefordert, 


Überall versuchten die örtli- 
chen Gewerkschaftsführer sich ge- 
gen diese Forderungen zu stem- 
men -— teilweise mit Erfolg, 
teilweise ohne. In Hamburg 2. B. 
gelang es den reaktionären Ge- 
werkschaftsführern Dörrhöver und 
Helmut Körner (Mitglied der 
zentralen Tarifkommission) eine 
9 %- Forderung durchzusetzen. 


La ee 
Gewerkschaftsführer wie. Lachham- 
mer auf der Mitgliederversamm- 
hung kein Bein auf den Boden. 
Hier lagen bereits aus 5 Großbe- 
trieben die Forderungen auf dem 
Tisch und die Kollegen standen 
dahinter. Bei Merkur z.B. sind 
diese Forderungen vorher breit im 
Betrieb diskutiert worden auf der 
Grundlage eines Arbeitspapieres, 
das die Vertrauensleute dort ver- 
teilten. 

Die Münchner Delegierten in 
der zentralen Tarifkommission er- 
hielten den klaren Auftrag, den 
verabschiedeten Forderungskatalog 
‚dort zu vertreten. Angesichts der 
Haltung der Gewerkschaftsführer 
und des zu erwartenden Betruges, 
forderten die Merkur - Kollegen 


emleute gibt und allerhand Ber 
Wiebsräte die „vertrauensvolf” mit 

den Geschäfideitungen zusam | 
menarbeiten und helfen, dem 
Arbeitern das Fell über die Ohren 
zu ziehen. Diese Betriebsräte aber 


müssen sich auf einen langfristigen 


ge Vertrausenleute - Körper in den 
Betrieben aufbauen. Außerdem 
müssen bei den demnächst anste- 
henden Betriebsrätewahlen diejeni- 
gen Betriebsräte wor die Tür 
gesetzt werden, die sich bisher 
darauf konzentrierten, mil 
Geschäftsleitungen zu mauscheln. 
Die aktivsten Kollegen müssen 
dann zu Delegierten gewählt wer- 
den, damit dem Hamburger 
vorstand einmal kräftig das. 
unterm Hintern angezündet. 
Der 


Druck - Branche, wird diesen not- > 
wendigen Kampf unterstützen und 4 
zu organisieren versuchen: 
MACHEN WIR DIE 16} 
DRUCK UND PAPIER WIEDER 
ZU UNSERER KAMPFORGANI- 
SATION GEGEN KAPITALI- 


STEN - WILLKÜR, AUS- j 
BEUTUNG UND UNTER- - 
DRÜCKUNG! - 


‚noch Ur Annahme 
noch Urbetimmung von Fin 


Vergleicht man diese Forderun- 
gen mit den schließlich von der 
zentralen Tarifkommission be- 
schlossenen, dann wird klar, wie 
es in der IG Druck und 

um die innergewerkschaftliche De- 
mokratie bestellt ist und wie weit 
dort die Interessen der Drupa- 
Kollegen vertreten oder zumindest 


der Arbeiter zu vertreten, sondern 
umgekehrt, den Arbeitern und 
Angestellen die Interessen einer 


